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Berlin und der Kaiſer.
T Die ſtarke elektriſche Spannung zwiſchen der Berliner

Stadtverwaltung und Wilhelm II. wird auf die Dauer nicht
ohne den naturgemäßen Ausgleich durch Entladung bleiben
können. Der negative Pol liegt beim Kaiſer. Derſelbe hat
auf den Nichtempfang des Oberbürgermeiſters die Nichtbeſtäti-
gung Kauffmanns als Bürgermeiſter, die Nichtanerkennung
der Brunnenmodelle für den Friedrichshain und die Verweige-
rung der Erlaubnis zur Führung der elektriſchen Straßenbahn
über die Linden folgen laſſen.

Nun wäre es zwar eine unverdiente Verleumdung der Ber-
liner Stadthäupter, wollte man behaupten, ſie hätten bisher
ein zu hohes Maß von Bürgerſtolz vor Königsthronen be-
wieſen, und ſelbſt in den letzten Differenzfällen, die ja bekannt-
lich bei weitem nicht die erſten ſind, ſcheint der Magiſtrat zu
unbedingter Nachgiebigkeit geneigt zu ſein, aber einmal muß
auch die Schmiegſamkeit des Berliner Magiſtrats ein Ende
nehmen, und falls er der naturgemäßen elektriſchen Entladung
aus dem Wege gehen wollte, ſo würde allem Anſcheine nach
das Kollegium der Stadtverordneten nicht geneigt ſein, die
Grenze ſeiner rechtlichen Befugniſſe bis ins Unendliche ein-
ſchränken zu laſſen. Die Seibſterhaltung wird früher oder
ſpäter die Stadtverwaltung dazu zwingen, es auf einen „Krach“
ankommen zu laſſen.

Unter dem Oberbürgermeiſter Forckenbeck iſt es bereits vor-
gekommen, daß der Magiſtrat entgegen dem beſtimmten Befehle
von oben einen Plan durchgeführt hat, und die Stadt iſt dabei
nicht ſchlecht gefahren. Damals handelte es ſich um die Auf-
ſtellung des Waldeckdenkmals. Trotz des Widerſpruchs ſeitens
des Polizei Präſidiums wurde das Waldeckdenkmal auf dem
»hemaligen Jakobikirchhof errichtet, und das Polizei- Präſidium
hat nichts dagegen unternehmen können

Auch Bismarck war bekanntlich eine Zeitlang höchſt un-
gnädig gegen Berlin geſinnt und drohte, den Reichstag aus
Berlin fortzulegen. Die Stadtverwaltung hat ſich an dieſe
leere Drohung nicht gekehrt, und mit vollem Rechte hebt heute
die Freiſinnige Zeitung hervor, daß Berlin weit mehr Handels-
und Jnduſtrieſtadt ſei als Reſidenz. Sein Wachstum hänge
nicht vom fürſtlichen Wohlwollen ab, wenn auch hier und da
Ungnade einen Nachteil mit ſich bringen könne.

Sollten auch die zur Zeit ſchwebenden Differenzen durch Nach
giebigkeit ſeitens der ſtädtiſchen Körperſchaften beigelegt werden,
ſo würde das nicht eine Beſeitigung der zweifellos vorhandenen
ſtarken elektriſchen Spannnng bedeuten ſondern nur eine
Hinausſchiebung des Termins ihrer Entladung, zumal mit
abſoluter Sicherheit angenommen werden darf, daß die Zukunft
neue Diſſerenzen ſchaffen wird.

Den Berliner Stadtverordneten ſind ſoeben die Akten über
die Durchquerung der Linden zugegangen. Daraus ergiebt
ſich, daß am 6. März die Verkehrsdeputation eine recht bal-
dige Erklärung der zuſtändigen Staatsbehörde betreffs Durch-
querung der Linden mit einer elektriſchen Straßenbahn erbeten
hatte. Erſt am 13. Juni kam die Antwort im ablehnenden
Sinne zurück. Der Kaiſer hatte angeordnet, daß die Verbin
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Roman in drei Büchern von Emile Zola. Aus dem Fran
zöſiſchen überſetzt von Leopold Roſenzweig.

Gaume hatte ſich gefaßt. Als er die Mazelle ihn voll Angſt
um ihr Geld und ihr Nichtsthun mit bleichen Geſichtern an
ſtarren ſah, kräuſelte ein leichtes, geringſchätziges Lächeln ſeine
Lippen.Was fürchten Sie ſagte er. „Zwanzig Jahre wird die
Welt wohl noch auf alle Fälle dauern, und wenn Sie dann
noch leben ſollten, ſo werden Sie für die Unannehmlichkeiten
der Revolution dadurch entſchädigt werden, daß Sie inter
eſſante Dinge erleben. Höchſtens Jhre Tochter könnte ſich um

die Zukunft bekümmern.“ J„Das iſt es ja eben, Luiſe bekümmert ſich gar nicht darum,
rief Madame Mazelle klagend, „ganz und gar nicht! Sie iſt
nun dreizehn Jahre alt, und ſie findet alles, was vorgeht, und
wovon ſie uns natürlich von früh bis abends reden hört, ſehr
unterhaltend. Und wenn ich ihr manchmal ſage: „Aber, du
unglückſeliges Kind, du wirſt dann nicht einen Sou beſitzen!
ſo hüpft ſie durchs Zimmer und lacht: „Das iſt mir ganz einer
ijei; ich werde dafür um ſo luſtiger ſein!“ Freilich, ein liebes
Kind iſt ſie doch, wenn ſie auch ſo gar nicht nach unſerm Sinne
denkt.“

„Ja, ſehen Sie,“ ſagte Gaume, „das iſt eben ein Kind, dasſich ſeln Leben ſelbſt geſtalten will. Es giebt ſolche.
Faſſurtgslos hörte ihm Mazelle zu, noch immer zweifelnd,

ob ſich der Präſident nicht über ihn luſtig mache. Er hatte in
zehn Jahren ein Vermögen gewonnen und führte ſeither das
köſtliche Leben des Nichtsthuns, das ſein Jdeal von Jugend
auf geſneſen war. Und der Gedanke, daß dieſes Glück der Un-
thätigkei: aufhören, daß er vielleicht gezwungen ſein könnte,
wieder zit arbeiten, verſetzte ihn in eine qualvolle Angſt, die
ihr keine Ruhe ließ und die an ſich ſchon eine Art Strafe war.

„Aber die Rente, Herr Präſident, was würde nach Jhrer An-
ſicht aus der Rente, wenn es allen dieſen Anarchiſten gelänge,
die Welt aus den Fugen zu reißen Sie erinnern ſich wohl,
daß der Herr Lucas, der jetzt eine ſo böſe Rolle ſpielt, uns auch

dung zwiſchen Mittel und Behrenſtraße unterirdiſch herzuſtellen
ſei. Da dieſe Anordnung ſpäteſtens am 23. April gefallen
war, hat die Beförderung der Antwort wenigſtens 51 Tage
gedauert. Jm ganzen lagen zwiſchen Abſendung des Antrags
und ſeiner Beantwortung genau 99 Tage.

Eine weitere Eingabe in derſelben Angelegenheit war aus-
führlich begründet worden und enthielt den bis ins einzelne
gehenden Nachweis, daß die Durchquerung der Linden ohne
Schwierigkeiten durchzuführen ſei, während die Unterführung
der Straßenbahnlinie auf unüberwindliche techniſche Schwierig-
keiten ſtoße. Die Antwort auf dieſe erneute Eingabe traf am
14. September nach 72 Tagen ein und zwar wiederum im
verneinenden Sinne, doch ohne Begründung.

Es iſt bekannt, daß Wilhelm II. den „rxrepräſentativen
Charakter der Linden als Prachtſtraße“ gewahrt wiſſen will,
und daß er meint, durch Ueberführung einer Straßenbahn
werde dieſer Charakter geſtört. Die Berliner Volkszeitung
weiſt jedoch mit Recht darauf hin, daß der „repräſentative
Charakter der Linden weit mehr durch den Reitweg ge-
ſchädigt werde, welcher auf der Nordſeite der Straße erhalten
wird, damit die Pferde des kaiſerlichen Marſtalls die
Linden entlang nach dem Tiergarten auf weichem Untergrunde
gehen. Bei Trockenheit verbreitet dieſer Reitweg den ärgſten
Staub über die repräſentative Prachtſtraße, während bei
Regenwetter die Querſtraßen an ſeinen Schmutzvorräten
partizipieren.

Wer die Verkehrsverhältniſſe der Linden kennt, wird nicht
begreifen können, daß durch Legung eines Straßenbahnſtranges
der Charakter der Straße auch nur im mindeſten ſoll ver-
ändert werden. Die Ueberführung der Friedrichſtraße zwiſchen
Panoptikum und Café Bauer über die Linden mit einem un-
geheuer ſtarken Verkehr an Wagen aller Art iſt n Zweifel
ungleich „ſtörender“, als mehrere Straßenbahnlinien ſein können.
Zudem ſind weiter oben, hinter dem Ranuchſchen Denkmal
Friedrichs des Großen, ſchon mehrere Linien der Straßenbahn
über die Linden geführt worden, ohne daß der „repräſentative
Charakter“ der Straße irgendwie gelitten hätte. Und ſchließ-
lich ſind die Straßen doch in erſter Linie dazu da, daß
ſie dem Verkehre dienen. „Was nützt mich der Man-
tel, wenn er nicht gerollt iſt Was nützt der
„repräſentative Charakter einer Straße, wenn ſie nich
als Verkehrsader ausgenutzt werden darf? Werden
Boulevards in Paris und Moskau, die Ringſtraße in Wien,
der Newski-Proſpekt in Petersburg nicht auch von beliebig
vielen Straßenbahnen durchquert? Und ſind dieſe Straßen
nicht mindeſtens ſo „repräſentativ“ wie die Linden in Berlin

Wenn es ſich auch zunächſt nur um eine Berliner Lokal-
angelegenheit zu handeln ſcheint, ſo nimmt ganz Deutſchland
berechtigten Anteil an der Löſung der Lindenfrage, und es
muß erwartet werden, daß die Verkehrsintereſſen der Reichs-
hauptſtadt den Sieg davontragen über die perſönlichen Wünſche
Wilhelm II.

Das sie volo, sie jubeo läßt ſich in einem konſtitutionellen
Staate nun einmal nicht mehr durchführen.

einmal damit neckte, daß die Rente für ungiltig erklärt werden
ſollte. Da ſoll man uns lieber gleich irgendwo am Waldes-
rand erſchlagen.“

„Schlafen Sie nur ruhig!“
Jronie. „Die neue Geſellſchaft
wenn Sie nicht arbeiten wollen.“

Und die Mazelle ſetzten ihren Weg nach der Kirche fort. Sie
opferten dort jetzt Wachskerzen für die Geneſung Madame
Mazelles, ſeitdem der Doktor Novarre eines Tags ſo rückſichts
los geweſen war, der würdigen Dame geradezu zu ſagen, ſie
ſei nicht krank. Nicht krank! Eine Krankheit, die ſie ſeit ſo
vielen Jahren mit Liebe betreute, die ihre Hauptbeſchäftigung,
ihre Freude, ihr Lebenszweck geworden war! Der Arzt hielt
ſie offenbar für unheilbar, da er ſie aufgab. Und von Angſt
erfaßt, hatte ſie ſich der Religion zugewendet, in der ſie großen
Troſt fand.

Auf dem Bonulevard de Magnolles, deſſen Einſamkeit nur
ſelten durch einen Paſſanten unterbrochen wurde, erging ſich
noch ein anderer Spaziergänger, der Abbee Marle, der hierher
kam, um ſein Brevier zu leſen. Aber oft ließ er das Buch
ſinken und wandelte, auch er in düſteres Sinnen verloren, lang
ſamen Schrittes dahin. Seit den letzten Ereigniſſen, ſeit der
Umwälzung, die die Stadt einer neuen Geſtaltung entgegen
ſührte, war ſeine Kirche noch leerer geworden und ſah kaum
noch andere Beſucher als alte, einfältige Weiber aus dem Volke
und einige Bürgersfrauen, die ſich an die Kirche als an den
letzten Wall der alten, untergehenden Welt klammerten. Wenn
die letzten Getreuen die katholiſchen Kirchen verlaſſen haben,
und dieſe die Ruinen einer vergangenen Geſellſchaft geworden
ſein werden, zwiſchen deren Steinen das Unkraut wächſt, dann
wird eine neue Ziviliſation beginnen. Dieſe drohende Zukunft
ſtand vor dem Geiſte des Abees, und nicht die alten Weiber,
nicht die wenigen Bürgersfrauen konnten ihn über die Leere
tröſten, die ſich zuſehends um ſeinen Gott verbreitete. Mochte
auch Leonore, die Frau des Bürgermeiſters, einen ſchönen
Schmuck für die Sonntagsgottesdienſte bilden, mochte ſie auch
ihre Börſe weit öffnen, um für kirchliche Zwecke zu ſpenden
er wußte wohl, wie unwürdig ſie war, er kannte ihre fortgeſetzte
Sünde des Ehebruchs, den die ganze Stadt wohlwollend dul
dete, den er ſelbſt mit dem Mantel ſeines Amts bedecken mußte,
und den er doch als ein ſchweres Vergehen verurteilte, für das
er ſelbſt mit verantwortlich war. Noch weniger genügte ihm

erwiderte Gaume mit ſeiner ſtillen
wird Jhnen zu eſſen geben,
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Zum Kampf gegen den Zolwucher.

Die ſchutzzöllneriſche Sammlungspolitik drohte kläg-
liches Fiasko zu machen. Bueck und ſein Verband proteſtierten
gegen den Doppeltarif und kündigten damit den Krautjunkern
die Freundſchaft. Es ſteht für die Schlotjunker aber doch zu
viel auf dem Spiel, wenn die Oſtelbier Gleiches mit Gleichem
vergelten wollten. Und ſo beginnen ſie einzulenken. Am
Sonntag hat der Verein der Jnduſtriellen des Reg.Bez. Köln
in einer zahlreich beſuchten Verſammlung beſchloſſen, an dem
bisherigen Zuſammengehen mit der Landwirtſchaft feſtzuhalten
und aus dieſem Grunde gegen die im Zolltarif vorgeſehenen
Mindeſtſätze ſür Getreide nicht grundſätzlich Einwand zu er-
heben.

Die Mobilmachung des Auslandes. Das Peſter Blatt
Hirlap veröffentlicht ein Jnterview mit einem deutſchen Politiker,
„an deſſen Kenntnis der Verhältniſſe nicht zu zweifeln“ ſein
ſoll. Danach habe Miniſter Szell der deutſchen Regierung
auf diplomatiſchem Wege erklärt, er könne, falls Deutſchland
an dem Zolltarifentwurf feſthalte, keinen Handelsvertrag
abſchließen. Gegen den deutſchen Zolltarif ſprächen auch
gewichtige politiſche Momente.

400 Gewerbetreibende der Lebensmittelbranche in
Nürnberg proteſtierten vorige Woche gegen den Zolltarif. Das
bairiſche Staatsminiſterium wurde aufgefordert, gegen jede
Zollerhöhung auf notwendige Lebensmittel zu wirken.

Auch die Wiesbadener Handelskammer ſprach ſich
energiſch gegen Mindeſtzölle und gegen die Erhöhung der
Landwirtſchaftszölle aus.

Gegen den Doppeltarif und die allzu hohen Lebens-
mittel- und Rohproduktenzölle erklärte ſich auch der von acht
Handelskammern beſchickte, zu Stuttgart tagende württem-
bergiſche Handelskammertag. r

Tagesgeſchichte.
Halle 1. Oktober.

Die Vorgänge auf dem Kreuzer Gazelle.
Die Meldung, unter den Mannſchaften des Kreuzers Gazelle

ſei eine Verſchwörung gegen den Kapitän des Schiffes Herrn
Neitzke, entdeckt worden, wird von der Nordd. Allg. Ztg. in
lahmer Weiſe zu dementieren verſucht. Weil nähere Mel-
dungen nicht vorlägen, ſo könne von Ausſchreitungen in
größerem Umfange nicht die Rede ſein, meint das Blatt. Dem-
gegenüber wird als Thatſache folgendes berichtet: Durch den
ungemein ſtrengen Dienſt, den Kapitän Neitzke vorſchrieb und
der den an Bord befindlichen Mannſchaften jede freie Stunde
raubte, wurden die Mannſchaften ſtark erregt. Auch die Be-
köſtigung ſoll nicht den Anforderungen entſprochen haben. Der
Kreuzer Gazelle iſt erſt vor wenigen Monaten wieder in Dienſt
geſtellt worden und zwar mit altgedienten Mannſchaften, die
in China geweſen waren. Vor etwa zehn Wochen kam die
Erregung der Mannſchaft dadurch zum Ausdruck, daß. Ver-
ſchlußſtücke und andere Geſchützteile über Bord geworfen

das Ehepaar Mazelle, dieſe kindiſchen, niedrig egoiſtiſchen Men
ſchen, die zur Kirche kamen, einzig in der Hoffnung, vom Himmel
ihr perſönliches Glück zu erlangen, die ihre Gebete anlegten, ſo
wie ſie ihr Geld angelegt hatten, um Renten davon zu be
ziehen. Und alle, alle waren ſie gleich in dieſer ſterbenden Ge-
ſellſchaft, ohne den wahren Glauben, der in den erſten Jahr
hunderten die Macht Chriſti begründet hatte, ohne die Freude
am Verzicht und am willenloſen Gehorſam, die heute mehr als
je notwendig war für die Allmacht der Kirche. Ja, er konnte
es ſich nicht länger verhehlen, es ging zu Ende, und wenn Gott
ihm nicht die Gnade erwies, ihn bald zu ſich zu berufen, ſo
mußte er die furchtbare Kataſtrophe mit erleben, mußte es mit
anſehen, wie der Turm zuſammenſtürzte, das Kirchendach durch
ſchlug und den Altar zerſchmetterte.

Von dieſen düſteren Gedanken erfüllt, ging der Abbee Marle
ſo ſtundenlang vor ſich hin. Er verbarg ſeine Befürchtungen
im tiefſten Seelengrunde, ſuchte ſich ſelbſt über ihre Troſtloſig
keit zu täuſchen. Vor den Leuten zeigte er ſich ſtolz und be-
herzt und ſprach geringſchätzig von den Ereigniſſen des Tages,
unter der Vorgabe, daß die Kirche Herrin der Ewigkett ſei.
Aber wenn er mit dem Lehrer Hermeline zuſammentraf, der
angeſichts der Erfolge der Lehrmethode auf der Crecherie aus
dem Zorn nicht herauskam und nahe daran war, im Namen
des Heils der Republik zur Reaktion überzugehen, dann zeigte
er in den Diskuſſionen nicht mehr die Schneidigkeit wie einſt
und ſagte reſigniert, er lege alles in Gottes Hand. Denn Gott
geſtattete offenbar dieſe anarchiſtiſchen Saturnalien, um ſeine
Feinde um ſo ſicherer zu zerſchmeitern und ſiegreich über ſie zu
triumphieren. Doktor Novarre ſagte ſcherzend, der Abbee ver
laſſe Sodom am Vorabend des Regens von Pech und Schwefel.
Sodom, das war das alte, verpeſtete Beauclair, das in ſeinem

bürgerlichen Egoismus erſtickende Beauclair, dieſe zur Zer-
ſtörung verdammte Stadt, von der die Erde gereinigt werden
mußte, wenn an ihrer Stelle die Stadt der Geſundheit und
Fröhlichkeit, der Gerechtigkeit und des Friedens emporwachſen
ſollte. Alle Anzeichen wieſen auf den Zuſammenſtürz hin, die
Lohnſklaven rüttelten wütend an ihren Ketten, die erſchreckten
Bürger wurden ſelbſt Revolutionäre, die haſtige Flucht der
egoiſtiſchen Jntereſſen führte den Siegern alle lebendigen Kräfte
des Landes zu, das, was noch blieb, das Abgebrauchte, Unver-
wendbare, die nutzloſen Trümmer, die wurden dann vom Sturm
weggefegt, und ſchon entſtieg das neue, ſtrahlende Beaueclair



r in ſeiner Kajüte auf demTiſch ein offenes Schreiben fand, in welchem er aufgefordert
wurde, den Dienſt weniger ſtreng zu geſtalten, andernfallswürde er in See geworfen werden. Wie dieſer Brief in die

Kajüte gekommen ſſt, konnte nicht aufgeklärt werden. Die
Poſten, denen die ſtrenge Bewachung der Zugänge zur Kajüte
anvertraut war, vermochten keinerlei Auskunft zu geben. Es
wurden ſofort zehn bis zwölf Mann in Unterſuchungshaft
genommen. Mehrere der Verhafteten, die faſt ausnahmslos
ausgedient hatten und vor ihrer Entlaſſung zur Reſerve
ſtanden, ſind wieder freigelaſſen worden acht ſihen dagegen
noch in Haft. Die Unterſuchung wird mit großem Eifer be
trieben, hat aber bis jetzt zu keinerlei greifbarem Ergebnis ge
führt, ſo daß die Vermutung berechtigt iſt, man habe ſich in
den Perſonen der Verhaſteten vergriffen und r feſt
genommen. Die Beſatzung der Gazelle beſteht aus 200 Mann.

Daß der Angelegenheit hohe Bedeutung beigemeſſen wird,
geht daraus hervor, daß Prinz Heinrich an Bord der Gazelle
geweſen und dem Kapitän Neitzke die volle Verantwortung
aufgebürdet hat. Jn Kiel ſind dieſer Tage der Oberboots-
mannsmaat Mix und der Obermatroſe Ernſt, beide von der
Gazelle, wegen Mißhandlung bezw. Gehorſamsverweigerung
zu 14 Tagen mittleren bezw. 4 Wochen ſtrengen Arreſt ver-
urteilt worden. Dieſe Verurteilungen ſtehen aber nicht in
direkter Verbindung mit dem oben gemeldeten Vorgange.

Parteitag der Nationalſozialen.
Jm Hauſe der Gewerkſchaften zu Frankfurt a. M. wurde

am Sonntag die Generalverſammlung des nationalſozialen
Vereins eröffnet. Anweſend waren 133 Delegierte. Der Ge-
ſchäftsbericht des Parteiſekretärs konſtatiert eine Zunahme der
Parteimitglieder ſowie der finanziellen Einnahmen, ferner von
neuen Parteizeitungen. Herr v. Gerlach ſprach über den Zoll-
tarif. Er forderte zu energiſcher Agitation dagegen auf. Die
u dieſem Thema gefaßte Reſolution mißbilligt vor allem die
Erhöhung der Zölle für Getreide, die nur einem Teile der

Landwirtſchaft zu gute kommen und den Abſchluß von Handels
verträgen erſchweren. Die Annahme der Zolltarifvorlage be-
deute einen Triumph des ſozialen Stillſtandes und der reagk-
tionären Geſamtpolitik. Den deutſchen Bauern ſei mit anderen
Reformen zu helfen, namentlich durch eine gründliche Hypo
thekenreform.

Bei Beginn der Nachmittagsſitzung am Montag ſpielte ſich
folgender Zwiſchenfall ab. Dr. Maurenbrecher: Es hat in
den Kreiſen der Parteigenoſſen Aufſehen erregt, als ich vorhin
von einem Vertreter der Polizeibehörde inquiriert wurde.
Es handelte ſich um die Fahne, die außen am Gewerkſchafts-
haus angebracht iſt oder vielmehr war. (Hört! hört)) Zunächſt
wurde von ſeiten der Verwaltung des Hauſes die Anforderung
geſtellt, nicht zu flaggen. (Heiterkeit.) Wir wieſen darauf hin,
daß in Lübeck in dem Hauſe, wo der ſozialdemokratiſche Partei
tag verſammelt war, auch geflaggt wurde, und zwar hing dort
die Fahne der Stadt Lübeck heraus. Da wurde uns geſagt:
„Wenn das die Lübecker gethan haben, ſo haben wir auch nichts
einzuwenden.“ Wenn Sie aber nunmehr die Fahne in den
Farben der Stadt Frankfurt doch nicht mehr finden, wiſſen
Sie wohl, wer noch etwas dagegen einzuwenden hatte. (Leb-
hafte Heiterkeit.)

Viel begehrt ſcheint Wilhelm II. zu ſein. Er hat ſich jetzt
genötigt geſehen, wegen der in letzter Zeit eingetretenen Häu-
fung der Geſuche von Städten, Gemeinden und Kirchen-
gemeinſchaften um perſönliche Teilnahme an Einweihungs-
feiern zu beſtimmen, daß ſie künftig zunächſt an die Ober
präſidenten eingereicht und von dieſen an die zuſtändigen Mi-
niſter zur Prüfung weiter gegeben werden ſollen

Zum Ausfall der ſächſiſchen Landtagswahlen iſt nach-
zutragen, daß unſere Partei auch in der 2. Klaſſe Erfolge zu
verzeichnen hat. Wie die Sächſiſche Arbeiterzeitung berichtet,
wurden in Cotta von vier Wahlmännern zwei ſozialdemo-
kratiſche gewählt, und zwar mit 21 gegen 14 Stimmen in
Niedergorbitz ſiegte der ſozialdemokratiſche Wahlmann mit

gegen 18 Stimmen. Nach der Chemnitzer Volksſtimme
wurden auch in Ebersdorf, Borna und Gloſa ſozial-
demokratiſche Wahlmänner gewählt. Jn Ebersdorf erhielten
zie beiden ſozialdemokratiſchen Wahlmänner 47, die Gegner
18 Stimmen in Borna wurden zwei Sozialdemokraten mit
58 gegen 32 Stimmen gewählt; in Glöſa ſiegte unſer Kandidat
mit 26 gegen 25 Stimmen.

Unſere Kandidaten wurden alſo bis auf den letzten Fall mit
ſehr großer Mehrheit gewählt.

Für ungiltig erklärt wurde vom Lippe-Detmolder Landtag
das Mandat des ſozialliberalen Dr. Neumann-Hofer, der
in Detmold Hornlage gegen einen Parteigenoſſen mit geringer
Mehrheit gewählt worden war

Reichstagsnachwahl. Domkapitular und

v re l 9 P 9eordneter Dr. Schädler iſt vom Prinz
Reichs und
regenten zum

den Ruinen. Wenn der Abbee Marle unter den Bäumen des
Boulevards de Magnolles ſeine Schritte JBrevier ſinken ließ und mit halbgeſchloſſenen Augen vor ſich
hinſah, erhob ſich wohl dieſe Viſion vor ſeinem Geiſte und er-
füllte ſein Herz mit Bitterkeit

Manchmal begegneten der Abbee Marle und der Präſident
Gaume einander ſo auf ihren einſamen Spaziergängen. Sie
ſahen ſich wohl nicht ſogleich, beide ſo in ihre Gedanken ver
tieft, daß die Erſcheinungen der Außenwelt ungeſpürt an ihnen
vorüberzogen Jeder wälzte in der Seele ſeine Entmutigung,
ſeine Klage um die Welt, die im Verſchwinden war, ſeinen
Appell an die Welt, die neu erſtand Die kraftloſe Religion
wollte nicht ſterben, die kommende Gerechtigkeit zögerte ver
Zweifelt lange. Dann erhoben ſie endlich den Kopf, erkannten
einander und mußten wohl einige Worte miteinander wechſeln.

„Ein trübes, unangenehmes Wetter, Herr Präſident wir be-
kommen Regen.“

„Jch fürchte auch, Herr Abbee t
„Adck ja, die Jahreszeiten ſind ganz verwechſelt.

mehr Beſtand.“
„Es iſt wahr. Und dennoch geht das Leben ſeinen Gang,

und die gute Sonne bringt alles wieder in Ordnung
Dann ſetzten beide ihren einſamen Spaziergang fort, ver-

ſanken wieder in ihr Sinnen, kämpften in ihren Seelen endlos
den verzweifelten Kampf der Vergangenheit mit der Zukunft

Aber am ſtärkſten wurde in der Hölle das Erxzittern des in
Gärung begriffenen, durch die Neuordnung der Arbeit ſich ver-
wandelnden Beauclair geſpürt. Bei jedem neuen Erfolg der
Crecherie mußte Delaveau eine geſteigerte Thätigkeit mehr
Klugheit und Energie entwickeln und natürlich gereichte alles,
was das Gedeihen der Rivalin ausmachte, ſeiner Fahrik zum
Schaden. So war die Auffindung reicher Erzadern in der
früher verlaſſenen Mine ein ſchwerer Schlag für
da der Preis des Rohmaterials dadurch außerordentlich herab
geſetzt wurde. Er konnte in der Fabrikation von Kommerzeffen

Der Juni iſt ſehr kühl
Nichts hat

rehr konkurrieren, und er wurde ſelbſt auf ſeinem eigenſten
dem der Kanonen und Geſchoſſe, ſtark erſchüttert

Die Aufträge hatten ſich vermindert, ſeitdem das Geld Frank
reichs hauptſächlich den Zwecken des Frieden
woh
den

und der Vier
hrt zugewendet wurde, den Eiſenbahnen, den Brücken,aller Art, wo Eiſen und Stahl triumphierten.

verlangſamte das

worden.

unterziehen müſſen.
Dr. Schädler vertritt Bamberg. Seine Wiederwahl iſt ziem

lich ſicher.

Sogar der Poft, dem Stummſchen Schleifſtein,
erſcheint die Stellung der Miniſter gar zu unwürdig. Sie
meint, wenn es richtig wäre, daß der Kaiſer nicht bloß anders
entſchied in der Berliner Straßenbahnangelegenheit, als der
Eiſenbahnminiſter befürwortete, ſondern außerdem dem Miniſter
auch noch eine Audienz zur Beſprechung der Sache verweigerte,
o müſſe gefragt werden, „ob die Stellung der Miniſter zur

one zur Zeit in Wirklichkeit ſo iſt, wie dies der in der Ver-
faſſung vorgeſehenen ſelbſtändigen politiſchen Verantwortlichkeit
der Miniſter entſpricht. Das Blatt behauptet dann aller
dings, die Meldung müſſe unrichtig ſein. Da jedoch ſeine
Behauptung durch nichts belegt wird und die gar nicht unwahr
ſcheinliche Meldung bis jetzt auch nicht dementiert iſt, ſo bleibt
die Kritik der Poſt zu Recht beſtehen!

Wegen ſchwerer Ausſchreitungen hatte ſich vor dem
Oberkriegsgericht des 7. Armeekorps der Unteroffizier Johann
Möhlig vom weſtfäl. Fußartillerie-Reg. Nr. 7 zu verantworten.
Das Gouvernementsgericht hatte ihn zu einem Jahre Gefäng-
nis und Degradation verurteilt. Das Oberkriegsgericht als
Berufungsinſtanz beſtätigte lediglich das erſte Urteil: wegen
Gefährdung der Sittlichkeit fand die Verhandlung bei ver-
ſchloſſenen Thüren ſtatt. Der Verurteilte hatte mit Leuten
ſeiner Koporalſchaft auch nicht andeutungsweiſe wiederzugebende
Manipulationen vorgenommen.

Gegen das Duell. Jn der Germania veröffentlicht eine
Reihe überwiegend dem Zentrum angehörender Notablen, an
ihrer Spitze der Fürſt Karl zu Löwenſtein, den Aufruf zu einer
Beſprechung von Gegnern des Duells am 19. Oktober in Leip
zig. Es wird beabſichtigt, ein Agitationskomitee einzuſetzen,
welches die Bewegung gegen das Duell im Fluſſe halten ſoll.

Da will wieder einmal Beelzebub den Teufel austreiben!
Penſioniert wurden nach von der Berl. Volksztg. geführten

Liſten in der deutſchen Armee ſeit 15. Auguſt d. J. 1 General-
leutnant, 7 Generalmajore, 6 Oberſte, I Oberſtleutnant, 15
Majore, 25 Hauptleute, 6 Oberleutnants, 9 Leutnants. Jn
Summa 70 Offiziere. Koſten pro Jahr ca. 265000 M.

Ohne Penſion verabſchiedet wurden 1 preußiſcher Ober
leutnant und 3 preußiſche Leutnants. Zur Reſerve und
Landwehr übergeführt, alſo ohne Penſion aus der aktiven
Armee ausgeſchieden wurden 1 Oberleutnant und 11 Leut-
nants, ſämtlich in Preußen. Der Geſamtabgang an Offizieren
beträgt ſomit im oben angegebenen Zeitraum von ſechs
Wochen 86.

Von den Penſionierten treffen auf Preußen 1 General-
leutnant, 4 Generalmajore, 5 Oberſte, 1 Oberſtleutnant, 12
Majore, 2 3Hauptleute, 4 Oberleutnants, 8 Leutnants (Summa
58); auf Baiern 2 Generalmajore, 1 Oberſt, 2 Majore,
2 Hauptleute, 2 Oberleutnants, 1 Leutnant (Summa 10);
auf Sachſen 1 Major; auf Württemberg 1 General-
major. Jm eben ablaufenden dritten Quartal wurden im
ganzen penſioniert 120 Offiziere (93 preußiſche, 22 baie-
riſche, 3 ſächſiſche und 2 württembergiſche). Ohne Penſion
wurden verabſchiedet bezw. zur Reſerve und Landwehr über
geführt 22 Offiziere (19 preußiſche, 2 bairiſche und 1 württem-
bergiſcher).

Zum Fall Opifieins wird dem Vorw. aus Baden geſchrieben
Durch das Urteil der Strafkammer Karlsruhe, die gegen unſeren
Parteigenoſſen OpificiusPforzheim wegen einer in ſeiner Eigen
ſchaft als Vorſitzender des Pforzheimer Konſumvereins be
gangenen Veruntreuung von Geldern auf drei Monate Ge-
fängnifſe erkannte und ihm gleichzeitig auf Grund des g 35,
Abſ. 2 des Strafgeſetzbuches die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Aemter auf die Dauer von zwei Jahren abſprach,
wäre, falls es nicht gelingen ſollte, das Urteil im Wege der
Reviſion erfolgreich anzufechten, auch für den z weiten Pforz-
heimer Landtagsſitz eine Nachwahl erforderlich ge-
worden.

Die Stadt Pforzheim hat insgeſamt zwei Landtags-
mandate zu vergeben, von denen alle zwei Jahre je eines durch
die geſamte Wählerſchaft, die nur einen Wahlbezirk bildet, neu
zu beſetzen iſt. Opificeius iſt der erſte ſozialiſtiſche Vertreter
der Stadt ſein Mandat datiert vom November 1899, wäre alſo
normalerweiſe bis dahin 1903 in Kraft geblieben. Der zweite
Sitz, 1897 zum letztenmale erneuert, ſteht diesmal zur Wahl,
nachdem das Mandat ſeines bisherigen Jnhabers, des national
liberalen Fabrikanten Wittum, mit dem Schluß der letzten
Landtagsſeſſion abgelaufen war. Für ihn iſt bei den all-
gemeinen Ergänzungswahlen zum Landtag am 4. Oktober d. J.
ein neues Wahlmännerkollegium zu wählen, das am 16. Oktober
dann zur Abgeordnetenwahl zuſammentritt. Vorausgeſetzt
nun, daß das Urteil gegen Opificius die Rechtskraft beſchreiten

Das Schlimmſte war, daß die Aufträge, in die ſich einige
Fabriken teilen mußten, nicht genügten, um dieſe voll zu be-
ſchäftigen, und daß ſie daher darauf ausgingen, eine der Kon-
kurrentinnen zu beſeitigen, um für ſich mehr Raum zu ſchaffen.
Und da die Hölle gegenwärtig die wenigſt kräftige unter ihnen
war, ſo arbeiteten die andern Werke erbarmungslos darauf hin,
die Hölle zu erdrücken. Die Lage wurde für Delaveau um ſo
ſchwieriger, als ſeine Arbeiter ihm nicht mehr treu blieben.
Der Meſſerſtoß Ragus hatte eine Art von Zerrüttung unter
ſeine Kameraden verbreitet. Als dann Bourron, bekehrt und
klug geworden, ſie verließ, um in die Crecherie zurück zu kehren,
und Fauchard mitnahm, war eine ſtarke Bewegung entſtanden
und die meiſten hatten ſich gefragt, warum ſie ihrem Beiſpiel
nicht folgen ſollten, da ihnen drüben ſo viele Vorteile winkten.
Die Thatſachen waren nun in die Augen ſpringend, die Ar-
beiter verdienten in der Crecherie doppelte Löhne bei nur acht-
ſtündiger Arbeitszeit, ohne die anderen Begünſtigungen zu
rechnen, deren ſie ſich erfreuten, die kleinen, heiteren Häuschen,
die immer fröhlichen Schulen, die Unterhaltungen im Gemein-
hauſe, die Magazine, die ihnen die Lebensmittel um ein gutes
Drittel billiger lieferten, überall Geſundheit, Freude und Be-
haglichkeit. Nichts wirkt ſo unmittelbar wie Zahlen. Die Ar-
beiter der Hölle verlangten eine Erhöhung ihrer Löhne, ſie
wollten auch ſo viel verdienen wie die von der Crecherie, und
da es unmöglich war, ihrem Verlangen zu willfahren, gingen
viele fort und wandten ſich natürlicherweiſe dorthin, wo ihnen
mehr geboten wurde. Was aber Delaveaun vollends lahmlegte,
das war das Fehlen eines Reſervefonds denn er gab ſich nicht
beſiegt, er hätte ſich lange halten können, er hätte ſogar ſchließ
lich geſiegt, wie er überzeugt war, wenn er einige hundert
tauſend Franks in der Kaſſe gehabt hätte, mit deren Hilfe er
dieſe Kriſe, die er nur als eine vorübergehende betrachten wollte,
hätte überſtehen können. Aber wie den Kampf mit Nachdruck
führen, wie in der böſen Zeit alle Erforderniſſe decken, wennes an Geld fehlte? Die Anleihen die er ſchon aufgenommen
hatte, legten ihm obendrein eine ſchreckliche Zinſenlaſt auf, die
ihn erdrückte. Aber er kämpfte heldenhaft weiter, mit dem Ein-
ſatz aller ſeiner geiſtigen und körperlichen Kräfte, mit dem Ein
ſas ſeines Lebens, in der Hoffnung, doch noch die zerhbröckelnde
Vergangenheit, die Autorität, die Lohnſklaverei, die bürgerliche

a l

und die kapitaliſtiſche Geſellſchaft retten zu können, die er verteidigte, und gedrängt von ſeinem Ehrgefuhl welches von ihn

e e er e e e n e d n v7 4 3 7 5ene Fall eintreten daß die beiden Mandate
zu gleicher Zeit zu erneuern ſind, und zwar das
eine, diesmal normalerweiſe zur Wahl ſtehende durch ein neu

wählendes Wahlmännerkollegium, das zweite, bisher vonOBpifteins innegehabte dagegen durch die Wahlmänner vom

Jahre 1899, da nach den Beſtimmungen der badiſchen Land
tagswahlordnung alle im Laufe der vierjährigen Mandats-
dauer etwa nötig werdenden Abgeordneten-Erſatzwahlen durch
das zum Zwecke der urſprünglichen Abgeordnetenwahl zu-
ſammengeſetzte Wahlmännerkollegium zu erfolgen haben. Jn
dieſem war für Opifieius im Jahre 1899 eine ent-
ſchiedene Mehrheit vorhanden (171 ſozialdemokratiſche
gegen 96 liberale Wahlmänner), ſo daß bei einer eventuellen
Erſatzwahl der Sieg der Sozialdemokratie von vorn-
herein geſichert wäre. Jnwieweit die wohl nicht ohne Ab-
ſicht gerade auf die letzten Tage vor den allgemeinen Wahl-
männerwahlen anberaumte Verhandlung gegen Opifieius den
Ausfall der Neuwahl für den andern Pforzheimer Sitz zu be
einfluſſen vermag, ſteht dahin. Nach Lage der Sache iſt nicht
anzunehmen, daß die guten Ausſichten der Sozialdemokratie
dadurch irgendwie verſchlechtert worden ſind. Es dürfte viel
mehr zum großen Leidweſen unſerer Gegner nichts mehr daran
zu ändern ſein, daß die badiſche Goldſtadt im nächſten Land
a rch zwei ſozialiſtiſche Abgeordnete vertreten ſein
wird.

Wer iſt ſchuld an der Landflucht der Arbeiter Unſer
Breslauer Parteiorgan berichtet: „Auf einem Dominium im
Kreiſe Neumarkt hatte am 13. Juli ds. Js. die Vorarbeiterin
Auguſte Rothhaar eine Anzahl deutſcher und ungariſcher
Arbeiterinnen aufgefordert, zur Erzwingung höherer
Löhne die Arbeit niederzulegen, und die Arbeiterinnen
hatten ſich dazu bereden laſſen. Nun iſt aber das Aufreden
ländlicher Arbeiter zu Streiks, durch welche die Ar-
beitgeber zu Zugeſtändniſſen genötigt werden ſollen, durch 8 3
des Geſetzes vom 24. April 1854, betreffend die Verletzungen
der Dienſtpflichten des Geſindes und der ländlichen Arbeiter,
mit Strafe bedroht. Die Vorarbeiterin Rothhaar wurde daher
auf Grund dieſes Geſetzes unter Anklage geſtellt und am Mon-
tag von der zweiten Strafkammer zu einem Monat Ge
fängnis verurteilt.“

Das iſt in Deutſchland die ausgleichende Gerechtigkeit. Was
den gewerblichen Arbeitern nun ſchon ſeit Jahrzehnten wenn
auch unter allen möglichen Schikanen geſtattet iſt, das iſt
den Vandarbeitern ſtreng verboten. Weil aber dieſe Opfer oſt
elbiſchen JunkerAusbeutertums ſich nicht vereinigen dürfen zur
Erringung beſſerer Lohn- und Arbeitsbedingungen, deshalb ſind
die Lebensbedingungen der Landarbeiter immer noch ſo er
bärmlich wie möglich, und deshalb iſt die „Landflucht' nur zu
erklärlich. Das wird ſich erſt ändern, wenn es der Arbeiter
e gelungen iſt, die Geſinde Ordnung endgiltig zu be
eitigen.

Ausland.
Oeſtreich-Ungarn. Sonderbare Wahl-Vorberei-

tungen. Jn Ungarn werden in nächſter Zeit die Wahlen
ſtattfinden. Dazu werden eine ganze Anzahl öſtreichiſcher
Bataillone nach Ungarn geſandt. Das militäriſche Aufgebot
läßt vermuten, daß die Regierung ſich auf ſtürmiſche Wahlvor-
gänge gefaßt macht.

Frankreich. Beſchlagnahmt wurde, einer Dur aus
Havre zufolge, ein engliſches Fiſcherboot durch zwei franzoſiſche
Torpedoboote. Das engliſche Boot hatte in franzöſiſchen Ge
wäſſern Auſtern geſiſcht.

Jtalien. Die italieniſche Kammerſeſſion, die im
Juni vertagt worden iſt, wurde dieſer Tage auf Grund eines
Miniſterbeſchluſſes als geſchloſſen erklärt. Damit fallen aber
alle Finanz- Pläne und Steuerreform-Entwürfe des früheren
Finanzminiſters Wolemberg, welche vor der Vertagung einge
bracht wurden, unter den Tiſch. Das Miniſterium wird eine
Reihe anderer Entwürfe vorlegen.

Spanien. Jmmer wieder Unruhen. Jn Barcelona
fand am Sonntag anläßlich des Jahrestages der September
revolution ein Maſſenmeeting im Stierzirkus mit nachfolgendem
Straßenumzug ſtatt. Dabei wurde auf die Polizei geſchoſſen,
mehrere Poliziſten und Ziviliſten wurden verwundet. Die
Menge löſte ſich vor dem PrimDenkmal auf.

Amerika. Ueber den neuen Präſidenten der Ver-
einigten Staaten, Rooſevelt, ſchreibt unſer amerikaniſcher
Korreſpondent: Herr Theodore Rooſevelt, bisher Vizepräſident,
hat am 7. September ſeinen Amtseid abgelegt die Zere-
monie fand in Buffalo ſtatt und damit ſein Amt als Prä-
ſident der Vereinigten Staaten angetreten.

War Me Kinley die Kreatur und der unterwürfige Diener
des Großkapitals und beſonders ein Werkzeug ſeines Macherg

forderte, daß er für das ihm anvertraute Kapital den ver
ſprochenen Ertrag zu ſtande bringe.
Ja, Delaveau litt eigentlich am meiſten darunter, daß er
Boisgelin nicht mehr die Gewinne auszahlen konnte, zu denen
er ſich verpflichtet hatte, und ſein Mißerfolg kam ihm grauſam
zum Bewußtſein an den Tagen, wo er jenem eine geforderte
Summe verweigern mußte. Obgleich die letzte Bilanz eine
höchſt traurige war, wollte Boisgelin in nichts die Lebens-
führung auf der Guerdache einſchränken, aufgereizt von Fer-
nande, die ihren Mann ein Zugtier nannte, das man aufs Blut
ſtacheln müſſe, um es zur vollen Arbeitsleiſtung anzutreiben.
Seit der ſchrecklichen Vergewaltigung Ragus, deren Erinnerungim tiefſten Jnnern ihres Weſens ſaß, war ſie tollbegierig nach
Genüſſen geworden nie noch hatte ſie ſich darin ſo heißhungrig,
ſo unerſättlich gezeigt. Man fand ſie verjüngt und ſchöner ge
worden, mit einem verzehrenden Glanz in den Augen, wie von
der Gier nach etwas Unmöglichem, nie Erreichbarem. Sie er-
ſchien den Freunden des Hauſes ſehr ſeltſam, und der Unter-
präfekt Chatelard ſagte im Vertrauen zum Bürgermeiſter Gourier,
a dieſe kleine Frau ſicherlich eines Tages etwas ſehr Böſes
anſtellen werde, worunter ſie alle würden zu leiden haben. Bis
e hatte ſie ſich damit begnügt, ihr Haus zur Hölle zu ge-
talten, indem ſie Boisgelin mit unaufhörlichen Geldforderungen
auf ihren Mann hetzte. Delaveau würde dadurch ſo zur Ver
zweiflung gebracht, daß er ſich nachts ſchlaflos im Bette wälzte
und laut aufſtöhnte. Sie ſelbſt ſtachelte ihn durch boshafte Be-
merkungen und drehte den Dolch in der Wunde um. Er aber
vergötterte ſie nach wie vor, er ſah in dieſer herrlich ſchönen,
bezaubernden Frau ſein Jdol, an das er keinen Vorwurf, keine
Kritik herankommen ließ.

(Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
Ein Sparſamer. Herr (zu einem ältlichen Fräulein): „Ge-

ſtatten Sie, mein nein ich bin eben im Begriff, eine Hei
ratsannonce einrücken zu Falls Sie dieſelbe Abſicht
hahen, können wir ja die Koſten ſparen.

mee e



Mentors, des minen, Eiſenwerke
Wiark na, und war er zugleich ſions

poli hnlichſten Schla es, ſo iſt Herr Rooſevelt einmuſtergiltiger Vertreter des Pgenannten „beſſeren“ Bürger

tums, ein Seidenſtrümpfler (silk-stocking), wie man dieſe
Schichte hier bezeichnet; ein in äußeren r anſtändiger,
übrigens aber zum Erzentriſchen ngeige er und mit militä-
riſchem Großmannsdünkel behafteter Liebhaber des herrſchenden
Ausbeutungsſyſtems ein Repräſentant der kapitaliſtiſchen An
archie ganz genau ſo, wenn nicht ſchlimmer als Me Kinley.
Als Feinde der organiſierten Arbeiter waren beide gleich noto-
riſch. Die Arbeiter des Landes haben in dem neuen Präſi-
denten nichts gewonnen. Wäre der Czolgosz etwas mehr alsein Wahnſinniger, und ſollte ſeine That ein gewiſſes Prinzip

zur W bringen, ſo müßten wir auch im Hinblick auf
unſeren Präſidentenwechſel ſagen, daß die „Propaganda derThat“ wieder einmal gezeigt hat wofür ihre Thaten Propa

n machen und ſich damit wieder in ihrer ganzen Hirnver-
ranntheit erwieſen hat.

Auf den Philippinen haben die Amerikaner eine
ſchwere Niederlage erlitten. Die Kämpfe daſelbſt währen nun
ſchon ſeit drei Jahren und machen den Amerikanern genau ſo
viel Schwierigkeiten wie die Kämpfe mit den Buren den Eng-
ländern in Südafrika. Amerika hat ſchon oft erklärt, daß der
Krieg auf den Philippinen zu Ende ſei, aber immer wieder
kommen Nachrichten von Operationen der Filipinos, die den
Amerikanern ſchwer zu ſchaffen machen. Aus Manila wurde
folgendes telegraphiert: „Eine Kompagnie amerikaniſcher Jn-
fanterie, welche in der Nähe von Balanging auf der Jnſel
Samar beim Abkochen beſchäftigt war, wurde von Filipinos
angegriffen. 24 Amerikaner entkamen, 48 wurden getötet,
11 verwundet. Die Filipinos erbeuteten die Vorräte, die
Munition und den größten Teil der Gewehre der Kompagnie.“

Die Anarchiſtin Emma Goldmann eine Agentin
der Polizei. Dieſe kaum glaubliche Nachricht kommt aus
Newyork. Nach einer Veröffentlichung der Brooklyn Eagle wäre
Emma Goldmann im Solde der berühmten III. Abteilung in
Petersburg, welche bekanntlich den politiſchen Polizeidienſt im
Jn- und Auslande durch Spitzel verſehen läßt.

Afrika. Vom ſüdafrikaniſchen HKriegsſchauplatze.
Trotz aller Dementis halten die Daily News die Meldung von
der Demiſſion Kitcheners aufrecht. Mit der völkerrechts-
widrigen Konfiskation des Eigentums der als „Rebellen“ be-
zeichneten kriegführenden Buren iſt jetzt begonnen worden. Eine
Anklage auf Rebellion fand nach einer Reutermeldung in
Graafreinet gegen den gefangenen Burenführer Votter ſtatt.
Dieſer iſt angeklagt wegen Aufruhrs und Ermordung farbiger
unbewaffneter Späher, der Ermordung im Felde ſtehender
Soldaten und ferner, weil er Eiſenbahnzüge in die Luft ge
ſprengt und friedliche Unterthanen und andere Europäer durch-
peitſchen ließ. Lotter bekannte ſich nur des letzteren Vergehens
für ſchuldig und behauptete, er ſei Bürger des Oranjefreiſtaates.
Lotter wurde freigeſprochen. Er berief ſich auf einen Befehl
ſeiner Vorgeſetzten, jeden bewaffneten Eingeborenen zu erſchießen.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
g Wegen Vergehens 9raen das Preßgeſetz und Auf-

forderung zur Begehung ſtrafbarer Handlungen iſt Genoſſe
Legien in Hamburg zu 100 M. Gedſtrafe verurteilt worden.
Die Strafthat ſoll begangen ſein in einem Artikel des von der
Generalkommiſſion herausgegebenen und von Legien verant-
wortlich gezeichneten italieniſchen Blattes L'Operaio. Darin war
von einem Streik die Rede und es ſollen dadurch die Arbeiter
zur Mißhandlung von Streikbrechern aufgefordert worden ſein.
Jn der Verhandlung entſpann ſich ein Streit um die Ueber-
ſetzung des Wortes sentita, das die Polizei mit fühlbar,
Legien und ein zugezogener Sachverſtändiger aber mit empfind-ich überſetzten. Das Gericht machte ſich die Polizeiüberſetzung

zu eigen und kam ſo zu der Beſtrafung.

VParteinachrichten,
Eine Spaltung i 6. Berliner Wahlkreiſe hat ſich

am Freitag vollzogen, Jm Berliner Prater fand eine ſtark be-
ſuchte Verſammlung ſtatt, die der Vertrauensmann für die

chönhauſer Vorſtadt berufen hatte. Der Referent des Abends,
ertrauensmann Wünſch, plaidierte für Schaffung einer

Sonderorganiſation, weil die meiſten Bezirksführer unter dem
alten Syſtem nicht mehr arbeiten wollten. Die von ihm vor-
geſchlagene Reſolution lautete:

„Die heutige Volksverſammlung erklärt, daß es nach den
in der Generalverſammlung des 6. Wahlvereins geſaßten Be-
ſchlüſſen, die gegen das Parteiprogramm und die Parteitags-
ver verſtoßen, nicht möglich iſt, im Intereſſe der Partei
edeihlich zu arbeiten, da durch dieſe Beſchlüſſe ſowohl den

Frauen, als auch den Genoſſen, denen es ihre wirtſchaftliche
Stellung unmöglich macht, dem Wahlverein anzugehören, das
Recht der Mitbeſtimmung in vielen Fällen genommen wird.
Die Verſammlung erklärt ferner, am bisherigen Ver-
trauensmännerſyſtem feſtzuhalten. Dem Vertrauensmann
wird anheim gegeben, die einleitenden Schritte zu veran-

laſſen. Sß Die Bezirksführer der Schönhauſer Vorſtadt.“
Eine Gegenreſolution hatte folgenden Wortlaut t.

„Die heutige Volksverſammlung kann ſich mit den Ausfüh-
rungen des Referenten nicht einverſtanden erklären, ſie ſieht
in der eingebrachten Reſolution einen Disziplinbruch und geht
über dieſelbe zur Tagesordnung über
Jhr ſchloß ſich ein Proteſttelegramm des Wahlkreisvertreters

Reichstagsabgeordneten Ledebour an, welches aus Lübeck ein-
gegangen war und in dem es hieß r»Proteſtiere gegen Gründung einer Sonderorganiſation für

Schönhauſer Vorſtadt, ohne daß mir als Vertreter des Kreiſes
Gelegenheit gegeben wird, an der Verſammlung teilzunehmen.Aber beide Keiſuche, die Spaltung zu verhindern, blieben er

folglos. Die Reſolution des Referenten Wünſch gelangte nach
jebhafter Debatte, in der unter anderem davor gewarnt wurde,
ein zweites Solingen zu ſchaffen, mit großer Mehrheit zur An-
nahme.Die ſozialdemokratiſche Fraktion des baieriſchen
Landtages hat ſich in ihrer erſten Fraktionsſitzung konſtitinert
und die Verteilung der Geſchäfte vorgenommen Vollmar wurde
als Vorſitzender, Scherm als ſtellvertretender Vorſitzender,
Müller als Schriftführer beſtimmt; hierauf wurde eine Reihe
geſchäftlicher Angelegenheiten erledigt. Zur Sprache kam u. a.
die der W hlreform. deren nachdrücklichſte Be-
treibung beſchloſſen wurde.Der Geſamtparteitag der Sozialdemokraten Oeſt-
reichs wird für den 1. November nach Wien einberufen.
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Gewerkſchaftliches.

Kotau der Buchdrucker vor der Regierung und dem
12000 Mark Grafen. Der unter dem Vorſitz des
Kommerzienrats Georg Bürenſtein und des Gehilfenvertreters
Gieſecke-Berlin ſeit dem 23. v Mts. in Berlin tagende Tarif
ausſchuß der deutſchen Buchdrucker richtete nach S chluß der
Beratungen nachſtehendes Telegramm an den Reichskanzler

„Der Tarifausſchuß der deutſchen Buchdrucker die Ver-
tretung der weitaus wer Zahl der deutſchen Buchdrucker-
Prinzipale und Gehilf Berlin nach einwöchiger Be-en, hat in 45ratung wieder einen für das ganze Deutſche Reich giltigen

Tarif für das e welcher Lohnhöhe,
eit, Arbeitsnachweis uſw.

rbeits-
eſtſetzt, beſchloſſen und zwar, wie im

Wehr 1806, e mit fünf ger Giltigkeitsdauer. Die

deut ielen,dem ſozialen den ßer e e e vor
neuem beſtätigt und der gewerbliche Frieden im deutſchen Buch-
druckergewerbe auf weitere fünf Jahre gewährleiſtet. Wir bittenEure in als Kanzler des Deutſchen Reiches, von dieſer
ſozialpolitiſchen Einſicht und Thätigkeit der beiderſeitigen An
gehörigen des deutſchen Buchdruckergewerbes gütigſt Kenntnis
nehmen und den von uns getroffenen Einrichtungen nach
pa lichkeit Jhren hochmögenden Schutz angedeihen laſſen zu

ollen.
Dieſelbe Depeſche iſt auch an den Staats-

ſekretär Grafen Poſadowsky geſandt worden
denſelben Herrn, dex ſich vom Scharf-macherverbande 12000 Mark geben ließ, um

Propaganda für die Zuchthausvorlage zumachen.
engeren Döblin und Rexhäuſer haben es wirklich weit

gebracht.
Bezeichnend iſt es auch, daß durch dieſes Telegramm zum

erſtenmale der Oeffentlichkeit etwas über das Reſultat der
Verhandlungen mitgeteilt worden iſt.

Die Buchdruckereibeſitzer in Kolmar (Elſaß) die
vom elſaß lothringiſchen Buchdruckerverband aufgeſtellten For-derungen ebenſo wie die Pringipale in Mülhauſen abge-
lehnt. Das Gewerkſchaftskartell von Kolmar erklärte ſich mit
den Forderungen der Buchdrucker einverſtanden und ſprach
die rartung aus, daß dieſelben zur Anerkennung gebracht
werden.
Die Fenfſterputzer Deutſchlands haben auf ihrem erſten
Kongreß, der am Sonntag ſeinen Anfang nahm und von Dele-

aller größeren deutſchen Städte, ſowie dem erſten Vor-
itzenden des Zentralverbandes der Handels-, Transport- und
Verkehrsarbeiter beſucht war, beſchloſſen, einen eignen Verband
für P. Fenſterputzer Deutſchlands mit dem Sitz in Berlin zu
gründen.

Die Dachdecker in Aachen haben ihren Lohnkampf, der
bereits 14 Wochen währte, nunmehr als beendet erklärt. Der
Sieg iſt nur ein teilweiſer. Beſonders waren es die „chriſt
lichen“ Arbeiter, welche den Erfolg vereitelten.

Zigarrenarbeiter. Die Arbeiter und Arbeiterinnen der
Firma Paſſek in Pirna ſind vor kurzem wie wir bereits be
richteten entlaſſen worden, und halten ſich für gemaßregelt.
Das Gewerkſchaftskartell in Pirna iſt gleichfalls zu der Anſicht
gekommen, daß eine Maßregelung vorliegt und hat beſchloſſen,
für die Unterſtützung der Ausgeſperrten einzutreten.
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Kusland.
Schweden. Der Konflikt der Töpfer in Sandbäcks

Kachelfabrik in Kolmar iſt beendet und die Sperre der genannten
Fabrik aufgehoben.

Jtalien. Die Glasarbeiter Organiſation inJtalien ſchreibt der „Fachgenoſſe“ ſchreitet rüſtig vor
wärts. Vom 7. bis 10. Juli d. Js. fand in Seſto Calende der
zweite Kongreß der Federation der italieniſchen Glasarbeiter
ſtatt, auf dem auch die Herausgabe eines Fachblattes beſchloſſen
wurde. Die erſte Nummer iſt bereits am 10. Sept erſchienen
und iſt betitelt: „La Bottiglia“.

Der 5. Kongreß der durch Vertrauens
müänner zentraliſterten Gewerkſchaften

Dentſchlands
hat vom Montag, den 23. bis Mittwoch, den 25. September in
Berlin getagt. Anweſend waren 49 Delegierte mit 74 Man-
daten aus 24 Berufen und 23 Orten. Außerdem iſt die Ge-
ſchäſtsleitimg der Maurer, der Zimmerer und der Hauptvor-
ſtand der Metallarbeiter-Gewerkſchaft, ferner die Geſchäfts-
kommiſſion und die Reviſoren der letzteren vertreten. Zur Lei-
tung des Kongreſſes wurden Fr. Kater-Berlin, J. Hinrichſen-
Schöneberg als Vorſitzende und Pommerenke- Königsberg als
Schriftführer gewählt. Auf Vorſchlag der Mandatsprüfungs-
kommiſſion wird die Verhandlungszeit von 9 bis 1 und 3 bis
7 Uhr feſtgeſetzt. Die Redezeit iſt unbeſchränkt.

Die Tagesordnung lautet: 1. Geſchäfts- und Rechenſchafts-
bericht. Referenten Kater und Thieme. 2. Die Beſtrebungen
der Zentralorganiſationen gegenüber den neutralen Gewerk-
ſchaften. Referent. Keßler. 3. Streiks, deren Regelung und
Unterſtützung. Referent Th. Fiſcher. 4. Die deutſche Handels-
politik und die Lage der Arbeiter. Referent: A. Kleinlein.
5. Erledigung der eingegangenen Anträge. 6. Wahl der Ge-
ſchäftskommiſſion.

Aus dem Geſchäfts- und Rechenſchaftsbericht iſt
folgendes zu entnehmen Der Zentraliſation haben ſich ſeit dem
letzten Kongreß der Verband der Weber und verwandter Be-
rufsgenoſſen, die Gewerkſchaft der Maler Deutſchlands, der
Verband der Rabitzſpanner, der Fachverein der Kiſtenmacher,
der Verein der Hausdiener, Packer 2e., und der Bleiglaſer ange-
ſchloſſen. Jhren Austritt aus der Organiſation haben erklärt:
Die Stockarbeiter Berlins, der Verband der Möbelvpolierer, der
Arbeiter und Arbeiterinnen Berlins und Umgegend, der Ver-
ein der Bretterträger und Brettſchneider, der Verein der Bilder-
rahmenmacher, die Sektion der Federmeſſerreider des Kreiſes
Solingen und der Verein der Stroh und Filzhut- Arbeiter in
Breslau. Die Organiſation der Böttcher iſt eingeſchlafen.

Die Aufbringung der Gelder nach Maßgabe der auf
dem 4. Kongreß gefaßten Beſchlüſſe (Umlageverfahren) hat ſich
nicht bewöhrt.

Die Einnahmen des Agitationsfonds beliefen ſich in der
Zeit vom 1. April 1900 bis 1. Juli 1901 auf 4602.19 Mk. Die
Ausgaben betrugen, darunter 1000 Mk. an den Streikunter-
ſtützungs-Fonds, 4554.63 Mk., ſo daß ein Kaſſenbeſtand von
47.56 Mk. verblieb. Von der Geſchäftskommiſſion ſind als
Streikunterſtützung 92075.50 Mk. ausbezahlt worden.
Außerdem ſind durch das Gewerkſchaftskartell in Berlin zu ver-
ſchiedenen Streiks 7057.44 Mk. gegeben worden. Eingegangen
ſind zu den Streiks von den Gewertkſchaften 86 541.30 Mk.
Davon von der Zentraliſation der Maurer 36 940. Mkk., der
Zimmerer 11 550. Mk., vom Verband der Möbelpolierer
13 400. Mk., Verein der Muſikinfſtrumentenarbeiter Berlins
2850. Mk., Bauarbeiter Berlins 3190. Mk. und vom Zentral-
komitee in Solingen 3200.-- Mk.

Aus den von der Geſchäftskommiſſion im vorigen Jahre aus-
gegebenen Fragebogen, die allerdings nur zum Teil beantwortet
wurden, geht bezüglich der Streiks folgendes hervor:

Abwehrſtreiks fanden 10 ſtatt, beteiligt waren daran 1565
Kollegen mit durchſchnittlich 27 Tagen pro Mann. Angriffs-
ſtreiks fanden 20 ſtatt, beteiligt waren daran 2066 Kollegen mit
durchſchnittlich 24 Tagen pro Mann. Ausſperrungen fanden
9 ſtatt woran 1174 Kollegen mit durchſchnittlich 123 Tagen pro
Mann beteiligt waren. Mai-Ausſperrungen wurden an achtzig
Berufsgenoſſen mit je 4 Tagen vollzogen. Bauſperren wurden
in 5 Fällen von 55 Berufsgenoſſen mit 244 Tagen Arbeitsver-
luſt, durchſchnittlich 4“/3 Tage pro Mann, vollzogen. Durch
Vergleich wurde ein Streik beigelegt (Bäcker). Dieſe Streiks
haben im ganzen an Unterſtützung die Summe von 197 587.48
Mark gekoſtet. Die Frage über das Vermögen des Vereins
und Streit- reſp. Unterſtützungsfonds haben nur 54 Organi-
ſtiontz beantwortet. Das eſamtvermögen dieſer Organi-
ationen betrug nach den Angaben 102 209.92 Mk.
38 Organiſationen in 20 Berufen, die ſich auf 116 Orte er-

ſtrecken, zählen zuſammen 19 757 Mitglieder, während in den-
ſahen Orten und Berufen ingeſamt 102015 Arbeiter beſchäftigt
ind.
Den Beriſcht über die Preſſe erſtattet C. Thieme. Danach

hatte die „Einigkeit“ im 2. Quartal v. Js. 10252 Abonnenten.
Die Abonnentenzahl iſt auf 11158 im 4. Quartal v. Js. ge
in Seit dieſer Zeit iſt ein Rückgang zu verzeichnen und

eträgt die Abonnentenzahl für das 3. Quartal nur noch 9625.

Die Cinnahmen für die „Einigkeit“ betrugen in der Zeit vom
1. Januar 10900 bis inkl. 30. 4 1901 insgeſammt 45 402.47die Ausgaben 44372.37 Mk ſo daß ein Beſtand von 1050.10 M.
verblieb. Hinzu kommt noch das ausſtehende Darlehn an den
Streikunterſtützungsfonds von 6763.80 Mk. ſo daß ein Geſamt-
gewinn von 7793.90 Mk. zu verzeichnen iſt.

Nachdem die Berichte gegeben, wurde dem ſozigldemo-
kratiſchen Parteitag in Lübeck ein Begrüßungs-
telegramm überſandt.

Hierguf folgte eine lebhafte Diskuſſion über die Berichte.
Zum Schluß wurde folgender Antrag angenommen

Da verſchiedene Jrrtümer bei dem von der Geſchäftskom-
miſſion aufgeſtellten Umlageverfahren vorhanden ſind, ſo iſt
eine Kommiſſion zu wählen, die die Aufgabe hat, das Um-
lageverfahren zu prüfen, event. eine neue Aufſtellung zu machen.
Die neue Aufſtellung ſoll nach einem weiteren Beſchluß auf
Grundlage der Präſenzliſte vorgenommen werden.

Am 2. Verhandlungstage referierte Keßler über die Be
ſtrebungen der Zentraliſation gegenüber den
neutralen Gewerkſchaften.

Nach einer längeren ſich dem Referat anſchließenden Dis
kuſſion wurde folgende Reſolution angenommen

J der Erkenntnis, daß in der Gegenwart ſchroffer denn je
die Merkmale des Klaſſenſtaats zu Tage treten und die wirt-
ſchaftlichen Kämpfe eine immer härtere Form annehmen,
andernfalls durch fortwährende Knebelungs- und Unter-
drückungsVerſuche ſeitens der Beſitzenden die Rechtlosmachung
der Arbeiter ſyſtematiſch betrieben wird und zu dieſem Zweck
die Befſitzenden aller religiöſen und politiſchen Schattierungen
ſich geſchloſſen der ihnen willfährigen politiſchen Macht be-
dienen, insbeſondere die Unternehmer gegen die das ihnen ge-
ſetzlich gewährleiſtete Koalitionsrecht ausübenden Arbeiter durch
Verruf, ſchwarze Liſten u. ſ. w. brutal vorgehen, ſieht der
5. Kongreß der Vertrauensmänner Zentraliſation in dem Be-
ſtreben, die gewerkſchaftlichen Organiſationen der Arbeiter
politiſch-neutral zu geſtalten, einen bedauerlichen Jrrtum in der
Wertſchätzung des wirtſchaftlichen Kampfes und eine Ver
flachung der Gewerkſchaftsbewegung und dadurch eine Schädi-
gung der geſamten Arbeiterbewegung.
Der Kongreß iſt vielmehr der Anſicht, daß die gewerkſchaft-

lichen Organiſationen der Arbeiter nach den Grundſätzen des
ſozialdemokratiſchen Parteiprogramms errichtet und geleitet
werden und ſie Pflegeſtätten des ſozialiſtiſchen Gedankens ſein
müſſen. Die politiſch neutralen Gewerkſchaftsorganiſationen
l der Kongreß als nicht zeitgemäß und hindernd für
den Emanzipationskampf der Arbeiter aus geiſtiger und
phyſiſcher Knechtſchaft

Der Kongreß erklärt ferner ſeine Uebereinſtimmung mitder am 12. März d. Js. in Kellers Feſtſälen be Hioſſenen
Reſolution und ſtellt ſich nach wie vor auf den Boden der
Programm-Reſolutionen, die auf dem 1. und 4. Kongreß be
ſchloſſen wurden.“

Daran ſchließt ſich das Referat von Th. Fiſcher über: Or-
a 3 Streiks, deren Regelung und Untertützun f. Nach der dem Referat folgenden Diskuſſion wurde
eine fünfgliedrige Kommiſſion beguftragt, aus, den zu dieſem
Junt geſtellten Anträgen dem Kongreß einheitliche Vorſchläge
zu machen.

Hierauf referierte Kleinlein über: Die deutſche Han-
delspolitik und die Lage der Arbeiter.

Von einer Diskuſſion über den Vortrag wurde Abſtand ge
nommen und einſtimmig nachſtehende Reſolution beſchloſſen

„Der fünfte Kongreß der Vertrauensmänner Zentraliſation
der Gewerkſchaften Deutſchlands proteſtiert energiſch gegen
den von der Regierung veröffentlichten Entwurf eines Zoll-
tarif-Geſetzes.

Durch dieſen Zolltarif würde, wenn er Geſetz werden ſollte,
1. die Volksernährung bedeutend verteuert, und
2. der Abſchluß von Handelsverträgen mit anderen Staaten

Durg zur Unmöglichkeit gemacht werden.
urch

der die Löhne der Arbeiter nicht in der nötigen Höhe mit der
erforderlichen Schnelligkeit folgen könnten, würde die Geſund-
heit, die Sittlichkeit und die wirtſchaftliche Lage des Volkes
bedeutend gefährdet und geſchädigt werden. würden da-
durch endloſe ſchwere Kämpfe zwiſchen den Betriebsunter-
nehmern und den Arbeitern wegen der notwendig werdenden
Lohnerhöhung hervorgerufen werden, die den Volkswohlſtand
ſchwer erſchüttern müſſen. Da ſie beſonders wegen der man-
gelhaften Koalitionsfreiheit der deutſchen Arbeiter ſehr häufig
zu ungunſten der Arbeiter ausfallen werden würde eine
weſentliche Herabminderung der Lebenshaltung der Arbeiter
eintreten, die den Verbrauch an Waren noch weiter herab-
mindert, als es jetzt ſchon ſehr zum Schaden von Jnduſtrie
und Landwirtſchaft der Fall iſt.

Um die Kriſen in unſerm Wirtſchaftsleben, unter welchen wir
ſo oft und auch gegenwärtig ſo ſchwer leiden, zu beſeitigen, iſt
es notwendig, die Volksmaſſen verbrauchsfähiger zu machen,
als ſie es ſind. Die durch den Tarifentwurf hervorgerufene
Verteuerung der Waren würde aber den Verbrauch vermin-
dern und dadurch die Kriſen öfter und ſchwerer machen. Dieſe
Wirkung müßte beſonders auch deshalb eintreten, weil die
Behinderung des Abſchluſſes von Handelsverträgen die andren
Völker zu Gegenmaßregeln gegen unſere Ausfuhr anreizen
müßte, wodurch unſere Induſtrie lahmgelegt, alſo die Arbeits
gelegenheit für die deutſchen Arbeiter vermindert und dadurch
weitere Urſache zur Herabminderung der Arbeitslöhne gegeben
würde. Es würde alſo der Fall eintreten, daß Deutſchland
ſeine Bevölkerung nicht mehr würde ernähren können, und daß
ſie noch mehr wie bisher durch Not und Elend zur Auswande-
rung getrieben werden würde, womit ſie noch weiter durch
Nachſchub aus weniger kultivierten Ländern des Oſtens erſetzt
und der nationale Beſtand Deutſchlands gefährdet werden
müßte.

Der Kongreß läßt daher den Mahnruf an die geſamte h
Arbeiterſchaft ergehen, alle Mittel zu benützen, um den neueſten
Anſchlag auf noch größere Ausbeutung des arbeitenden Volkes
zu ſchanden zu machen. (Schluß folgt.

Quittung
Für die ſtreikenden Tabakarbeiter:

Von dem Müller-Verband 5 Mk. Güldenberg.
Für Kalender:

Von der Wehlitzer Kolonne 1.50 M. Groß.
Litteratur.

Auf dem Gebiete der billigen Unterhaltungslitteratur
zagen die uns eben zugegangenen Zehnpfennig-Hefte 34—38
er von der Buchhandlung Vorwärts in Berlin heraus-

gegebenen Jlluſtrierten Romanbibliothek Jn Freien Stunden
wiederum, daß ſie ſowohl in Bezug auf Jnhalt wie Jllu-
ſtration für Arbeiterkreiſe beſtens empfohlen werden können.
Sie enthalten die Fortſetzung der Romane „Die Jslandfiſcher“und „Dombey und Sohn“ und wir raten unſeren Leſern,
Probehefte, die zum Zwecke des Nachbezuges durch jeden
Kolporteur zu beziehen ſind, zu verlangen und ſich ſelbſt von
der Güte dieſer Romanbibliothek zu überzeugen. Alle Hefte
des laufenden Jahrganges von 1 an mit dem Beginn des
Dickensſchen Romans „Dombey“ können noch nachbezogen
werden, ebenſo von Heſt 27 an, worin „Die Jslandfiſcher
ihren Anfang nehmen.

Die Rechte und Pflichten des Mieters von Richard
Lipinski-Leipzig. Preis 20 Pfg. 20. Auflage. Von dieſem
Büchelchen ſind in kurzer Zeit 100000 Exemplare abgeſetzt wor
den, eine Thatſache, die für die Vorzüglichkeit desſelben ſpricht.

S Die heutige Nummer umfaſft Seiten. W
e ftunde der Redaktion nur mittags von 12 bis

r.

Verantwortlicher Redakteur: Eruſt Däumig in Halle.

die Verteuerung der Lebensbedürfniſſe des Volkes,
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abends 74 Uhr
19. Vorſt. i. P.„-Ab. 4. Vorſt. auß. Ab.

3. Viertel.
Zweite Se im Sonder-Abonn.
Viel r m Zyklus.ärm um Nichts!

Vuſtſpiel in 44 Akten v. W. Shakeſpeare.

Donnerstag den 3 Oktober 1901
abends 74 Uhr.

20. Vorſt. i. P.-Ab.
4. Viertel. Farbe gelb.Zar und Zimmermann.

Walhalla-Theater,
Direktion: Richard Hubert.

Gänzlich neuer Spielplan!
die elektriſch muſikaliſchen S Sterue,

14 Damen, 1 Herr, 2 Kinder, Kroße
ſenſationelle Ausſtattungsſzene Dirig.:
NMermaun Kräger. Mr.
Kaiser und ſein komiſcher Diener,
J re Akt im Wiener gef
Moagsrs. Freod u. Panty, BravourKopf und Hand-Akrobaten an n igen

Sigun. Rio de Costa,
exzentriſcher Kunſt Radfahrer. Der
Strolch auf dem Rade.) Herr Ru-
dort Krb., Virtuos auf der Okarina.

Ren Aramed. in diſcher Zauberer.
Tee Original V nlenanos. T Teufels

Ausſtottungs Akt: „Jm Reiche des
Satan.“ Herr a Walden, Ori
ginal- Geſangs Humoriſt und Rezi
tator. Junles Greendanm s
Amerikaniſcher Bioſkop mit neuen
ſenfationellen lebenden Photographien.

Beginn 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

Apollo Theater.
Gustav Poller

n Ri ebecpla 2 Min. v. Haupt-ahnte entfernt.
Ab 1. Oktober sich abends
Der ren wort Spielplan

it vietſeirisen Wungzch prolongiert
(öisachihaſer,

aberbairiſches Geſa und T anzEnſemble a. Garmi ſch- arten rchen.
Sche ad te

bamilloborghese,
555 Koloſſalgemälde. Neue Serie

777 Jean Bayor 777 de
mit ſeinem ſelbſtverfaßten Schlager

Repertoir.
Abs-Avollo,

Miss Katharine, ulech

igoa, e n ndThee passpaſ men u
Toni Hauser, Lieder-Sängerin

Dröses n v

den Ketten.

eineruen Seri
einer wir tderbaren lebend Photogr
J 8 Uhr nde geger 11 Uhr.

e
Schiate Feſt.

Oskar eSteinweg 32Telephon 2179
M dittweo

S ch r r Feſt.
heu W

Zuggardinen- Einrichtungen.

Gardinenftangen a
Gardinenſtangen.

Sardinenroſetten
r

ortierenſtangen,
lättbretter,
4.5

Acrmelplättbretter
Garderobeleiften, Sandtuthhn e
Strfenleitern,
egen u. Gabeln,

e 7mee v
u el Da nderſten
Tanmtli ch p. T er tgen W110 Le rn

iel

Robert Plöt?
47 Tee 17

er

3 r 9al ar.

16. Abonn. Vorſt.

Gewurz-Etageren.

Kuchht 14

Kleiderbürften. c sIII ten

r PStufenleitern, nenleicht, ſicher ſtehend.

Vogelbauer,
von Holz und Draht.

Fruchtſchalen und

Kohlenkaſten. Aufſätze.

C. F. Ritter,
Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.

Die Jirma C. F. Rätter führt nur gute Quali-
täten und garantiert bei jedem Stück für zweck-

entſprechende Haltbarkeit.
Amtauſch bereitwilligſt geſtattet.

Stubenbeſen, Handfeger.

Gardinenſtangen
in allen Größen.

Paneele
in großer Auswahl.

Zuggardinen-Einrichtungen,

praktiſche Konſtruktion.

Handtuchhalter
und Stellenzum Hängen

à

Serviertiſche.

Kindermöbel.

Schirmſtänder. Garderobenhalter.

itter
90ne a. S. Fall geretrasse

Tiſchlampen.

Bettkedern,
Pertige Betten, Inletts,
Bettwäsche, Strohsäcke,

a. BettstellenHolz-
mit und ohne Matratzen

empfiehlt unter Garantie ſtreng
reeller Bedienung

Eduard Graf
Erſtgrößtes Spezial- Geſchäft

am Platze.
Rarktplatz 11.

m22Wir gehen alle nach paris
Klein-Reſtaur. u. Café, Jaris, 102.

Täglich div. Unterhaltungsmuſik u. ſ. w.
Geſchäfts E röffnung.

Mittwoch den 2. Okt. eröffne ich einen
Rossfleisch- Verkauf.

ff. Waren der Firma Auguſt Thurm
Hochachtungsvoll

Frau Johnnneo Sommer.
Merſeburgerſtr. 32.

ff. Rofinen per Pfund 30 Pf.ff. Mandeln per Pfund wo

offeriert

A. Trautwein,
D. Gr. Ulrichſtraße 31. De
Zukter! Geflügel!
j0 Pfd. -Kolli Grasbutter M. 6.50,

5 Pfd. Butter, 5 Pfd. Honig Mk. 5.20,
7gr. Gänſe, lögr. Enten, 22f. Brathahnen,
20 Winterlegehühner, je Mk. 22 franko,
garantiert lebende Ankunſt.

Spitzer, Tlaste, 3 13 via Schlesien.

Werngenget in Ia Qualität u.

Eiſenwaren empfiehlt

J aul Schneider, rer
Jn großer e empfiehlt:
Bettfedern und Daunen, ſertige
Vettinlet, Bettbezüge, Skrohſäte.

W. A. VrriZ,Trödel 2 am Markt.

Friedrich Peileke
Geiſtſtraßze 25 Geiſtſtraße 25

Möbel- Handlung
Nen und Gebrauchter

FIöhbel
empfiehlt ſein ſtets großes Lager von
Buffetts, Schreibtiſchen, Vertikow

Paneelſofa, Garnituren Stegtiſchen,Trumeaux, Spiegeln, Köuliſſennſchen,
Rohrlehnſtühlen, Bücherſchränken.

Ganze komplette Salon- Einrichtungen.
Ganze komplette Schlafzimmer, ſowie
einzelne Bettſtellen mit und ohne
Matratzen, Waſchtiſche mit und ohne
Marmor, Kleiderſchränke u. v. a. zu

ſtreng reell und billigen Preiſen.
Mein Geſchäftslokal befind. ſich nur

S Geiſſſtraße Dev
Selbſtgekochtes

ſtaumenmus
à Pfd. 25 Pf. offeriertA. Trautwein,
Gr. Ulrichſtr. 31.

Soldatenkiſten,
I lebekiſten in allen Größen vor
rätig r. Märkerſtr. 23.bnamn zum Muskochen

ä Ztr. 2 Mk.
bei ared Siolor.Naundorf bei i Deuben.

Kräft. Privat- Mittags tiſch W. 3 M.
Witwe Richter, zinksgartenſtr. 15,1 II.

Möbl Zinks gartenſtr 15.Zimmer verm.
Junger Vuchbindergehife

zum Einrahmen von Bildern für
dauernd geſucht W. Krauſe,

Bilderrahmen Fabrik.
Silberne Anker-Remontoiruhr

S untag na ich von der Peißni B
x brücke bis Waldkater verl. Gegen
x Beloh abzugeben Wuchererſtr. 14.

Die Sozial politikin Deutſchland n in Frankreich.

Ein Vortrag
halten am 7. Febr. 1901 im Trianon

u Cresden bon
von Vollnur.

Ra

G. mm t 4 Halle u.

rei 15 P
u beziehen Durch die

Wolfsbuchhandlung,
Uniſcheſtraße
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edlen Parti ouvrier tranqais.
Nun haben die verſtockten Doktrinäre ſchon wieder einmal

ſich als die klarer Sehenden erwieſen. Jn der Millerand-
frage iſt die Blamage der „praktiſchen“ Politiker ſo vollſtän-
dig, wie ſie nicht ärger gedacht werden kann, und in der Or-
r der franzöſiſchen Sozialdemokratie hat ſich
eine ihrer Vorausſagungen erfüllt. Als vor einem Jahre die

Guesdiſten den ſogenannten Einigungskongreß unter Proteſt
verließen, da wurde das als ein Todesgang bezeichnet ein
von einem der Praktiſchſten unter den Praktiſchen geleitetes
Parteiblatt, der Karlsruher Volksfreund, ſchrieb ſogar, die
Partei ſei einfach nicht mehr ernſt zu nehmen. Und
heute, nach kaum einem Jahre Jaures hat ſeine „Einigung“
zu ſtande gebracht, aber ſie geht ſchon wieder aus den Fugen,
die franzöſiſche Arbeiterpartei (Parti ouvrier frangais) dagegen
ſteht ſtärker da als je!

Vorige Woche hat in Roubaix der 19. Jahreskongreß dieſer
Partei getagt. Er mußte intereſſant ſein deshalb, weil dabei
die Folgen der Vorgänge des letzten Jahres für die guesdiſtiſche
Organiſation ſich offenbaren mußten.

Was waren dieſe Folgen? Hören wir den Berichterſtatter
der Leipziger Volkszeitung, einen Genoſſen, der vor einem Jahr
noch für Millerand eintrat, heute freilich offen bekennt, daß
er eine Dummheit begangen, einen Genoſſen, dem wir noch
vor einem Jahre tendenziöſe Berichterſtattung zu ungunſten
der Guesdiſten vorwerfen mußten. Dieſer Genoſſe ſchreibt:

Vor einem Jahre, auf dem zweiten allgemeinen ſozialiſtiſchen
Kongreß, war es die Arbeiterpartei, die den verantwortungs-
vollen Schritt gethan hat ſich von der eben im Entſtehen be-
griſffenen ſozialiſtiſchen Geſamtorganiſation zu trennen. Ver-
antwortungsvoll war dieſer Schritt nach zwei Richtungen hin:
nicht nur unter dem Geſichtspunkt der Einigung des franzö-
ſiſchen Sozialismus, ſondern auch vom Standpunkte der Jnter-
eſſen der guesdiſtiſchen Sonderorganiſation ſelbſt. Waren auch
die ſozuſagen minder zuverläſſigen Elemente aus der ſtets nach
abſoluter Homogeneität ſtrebenden Organiſation bereits aus-
geſchieden, ſo daß dieſe wieder eine feſter denn je disziplinierte
Phalanx bildete, ſo ſchien doch andererſeits die Jſolierung
dieſer Phalanx eine Urſache ihr fortſchreiten den Schwäch-
ung ſein zu ſollen. Es kam aber anders. Wie ich bereits
vor dem Lyoner Kongreß ſchrieb, iſt die entgegenſtehende Ge-
ſamtpartei nicht zum Anziehungspunkt der ſozialiſtiſchen Kräfte
geworden. Die mit der Fortdauer der Miniſterſchaſt Mille-
rands ihre verfehlte Taktik immer mehr ausprägende miniſte-
rialiſtiſche Richtung hat vielmehr die centrifugalen Ten-
denzen innerhalb der geeinigten Neubildung geſtärkt. Die
Geſamtpartei wurde für den Miniſterialismus der Minderheit
deſto unumgänglicher haftbar gemacht, als die miniſterialiſtiſche
Minderheit der Partei die Mehrheit innerhalb der Kammer-
fraktion war, und als ferner die antiminiſterialiſtiſche Mehr-
heit des Generalkomitees, wie bis zur Stunde, kein Zeitungs-
organ hatte. Auf dem Loyner Kongreß waren es nun nicht
die Guesdiſten, die zur Geſamtpartei zurückkehrten, ſondern
vielmehr waren es die Blanquiſten und die ihnen verwandten
Gruppen, die ihrerſeits aus der Geſamtpartei ausſchieden, um
gleichſam die Guesdiſten aufzuſuchen und mit ihnen einen neuen
Parteieinheitsverſuch zu machen.

Der Kongreß von Roubairx ſpiegelt nun in jeder Beziehung
die angedeutete Entwickelung wieder. Er war vor allem
eine feierliche, triumphierende Kundgebung des
Selbſtgefühls der Arbeiterpartei und ihres inne-
ren Zuſammenhaltes. Er war aber auch der Aus-
druck deſſen, daß nur dieſe Organiſation die Seele
der anderen Einheit ſein kann.

Die ziffernmäßigen Angaben der Jahresberichte zeigen or-
ganiſatoriſche Fortſchritte, wie ſie die Arbeiterpartei
früher nicht zu verzeichnen hatte. Für franzöſiſche Verhältniſſe
iſt dabei vor allem der Finanzbericht maßgebend, da ja be-
kanntlich dem franzöſiſchen Arbeiter die Gewohnheit regelmäßiger
Beitragsleiſtung (in politiſchen wie auch ſogar in gewerkſchaft-
lichen Organiſationen) leider noch fehlt. Die Zentralkaſſe der
Arbeiterpartei wies nun im letzten Jahre eine Bilanz von
38 500 Franken auf gegenüber 28750 Franken im Jahre 1900
und 19000 Franken im Jahre 1899. Hingegen rechnete die
Zentralkaſſe bloß mit 5—6000 Franken. e

Die Zahl der verteilten Mitgliedskarten, alſo auch der Partei-
mitglieder, betrug 18633, die in mehr als 900 Gruppen orga-
niſiert ſind. Jm letzten Jahre wurden 160 neue Gruppen in
31 Departements und 6 neue Föderationen gebildet.

Die Partei- Buchhandlung verkaufte 54 450 Broſchüren, Bücher
oder Lieder, gegenüber 33317 im Vorjahre.

Der permanente Ausſchuß des Nationalrates (die eigentliche
Parteileitung) hielt 274 Verſammlungen oder Vorträge ab.

Die letzten Departementswahlen haben der Partei einen
Stimmenzuwachs von 15 Prozent gebracht unter gleichzeitigen
Mandatsverluſten. Bei dieſer Gelegenheit iſt zu erwähnen,
daß dem Kongreß von Roubaix bloß drei Kammerdeputierte
beiwohnten, während nach den Kammerwahlen von 1898 drei-
ehn guesdiſtiſche Deputierte gezählt wurden. Die übrigen 10ſind aus der Organiſation ausgetreten. In den kommenden

Neuwahlen wird es ſich dann zeigen, wer in den betreffenden
Wahlkreiſen einflußreicher iſt, der ausgeſchiedene Abgeordnete
bezw. die um das Generalkomitee gruppierte Organiſation oder
die guesdiſtiſche Organiſation.

Von den Kongreßbeſchlüſſen iſt vor allem die Annahme
des ſeiner Zeit mitgeteilten Einigungsentwurfes von Be-
deutung. Mit der Regelung der Detailfragen iſt die Partei

i beauftragt.re er uch wurde mit folgendem per Akklamation
angenommenen Proteſt beantwortet Im Augenblick, da die
Bourgeoisrepublik und eine Regierung der ſogenannten repu-
blikaniſchen Verteidigung im Gefolge des Deroulede und Drumont
nach Dünkirchen gehen, um dort vor dem Kaiſer auf dem Bauch
zu rutſchen, der die Knute und Sibirien verkörpert, begrüißt
der 19. Jahreskongreß der franzöſiſchen Arbeiterpartei das
ruſſiſche Proletariat und die ruſſiſche S ozialdemokratie. Er
erklärt ſich ſolidariſch mit ihren heroiſchen Kämpfen und ruft
mit ihnen im Angeſicht Nikokais II. und letzten Lieder mit
dem Zarismus! Die franzöſiſche Arbeiterpartei lenkt die Auf-
merkſamkeit der Arbeiter und Sozialiſten der ganzen Welt auf
die Republikaner von der Art Waldeck-Rouſſeaus,
auf die Radikalen von der Art Baud ins und Laneſſones,
auf die Sozialiſten von der Art Millera nds, die nicht
nur die Zukunft, ſondern auch die Gegenwart der Menſchheit
bloßſtellen und verraten, indem ſie durch ihren Beifall und
unſer Geld den moskowitiſchen Deſpotismus unterftützen, dieſe

Schmach des 20. Jahrhunderts, dem wahren Rückgrat der
europäiſchen Reaktion.“

Ferner wurde ein Proteſt gegen die Verhaftungen von
angeblichen Anarchiſten aus Anlaß der Zarenreiſe angenom-
men.

Jn Bezug auf die Kammerwahlen 1902 wurde für den
erſten Wahlgang das unbedingt ſelbſtändige Vorgehen zur
Pflicht gemacht, bezüglich der Stichwahlen lautet der, wie ſtets,
einſtimmig angenommene Beſchluß: „Jn der Stichwahl werden
die Föderationen fortfahren, zum Beſten der Partei zu han-
deln im Rahmen der auf dem Kongreß von Jvry (1900) votier-
ten Reſolution, die Allianzen verbietet und Koalitionen ge-
ſtattet,“ d. h. nach wie vor mit den bürgerlichen Parteien zu-
ſammenzugehen. Sodann wurde beſchloſſen, in ſämtlichen
589 Wahlkreiſen Kandidaten aufzuſtellen und zu
dieſem Behufe eine beſondere Kommiſſion mit dem Sitz in
Paris gewählt. Dieſer Beſchluß bedeutet wohl, daß wenigſtens
für die Wahlen 1902 die gnuesdiſtiſch-blanquiſtiſche Union keine
Kandidatur-Einheit kennen wird. Uebrigens, buchſtäblich aus-
geführt, müßte der Beſchluß zu ſchweren Reibungen zwiſchen
Guesdiſten und Blanquiſten führen. Die erſteren müßten ja
auch in den Wahlkreiſen Kandidaten aufſtellen, die bereits im
blanquiſtiſchen Beſitz ſind Daß hingegen die Kandidaten
und Abgeordneten des anderen ſozialiſtiſchen Lagers werden
bekämpft werden, verſteht ſich von ſelbſt. Jn dieſer Beziehung
iſt für die Stimmung der Guesdiſten ein kleiner Zwiſchenfall
beſonders bezeichnend. Jm Sitzungsſaal, dem Feſtſaal der
Genoſſenſchaft Friede, befanden ſich unter den an den Wänden
gemalten Namen von ſozialiſtiſchen Vorkämpfern auch die von
Jaures und Turati. Ueber Nacht wurden dieſe zwei
Namen weggekritzelt und durch diejenigen von Lafargue und
Sanial (von den amerikaniſchen de Leoniten) erſetzt.

Zur Frage der Altersverſicherung erklärte der Kongreß
den Regierungsentwurf für eine „VNichtigkeit, eine Gefahr und
eine Gaunerei“ und beauftragte die guesdiſtiſchen Deputierten,
gegen jeden Verſicherungsentwurf zu ſtimmen, der auf Bei-
trägen ſeitens der Lohnarbeiter beruhen würde.

Ferner ſprach ſich der Kongreß für den Eiſenbahner-Schutz
geſetzentwurf Bertreaux (10-Stundentag) aus und beauftragte
den Nationalrat, eine Agitationsbroſchüre für die Eiſen
bahner herauszugeben. Den Bergarbeitern wurde die Unter
ſtützung zugeſagt, falls ſie den Generalſtreik erklären ſollten
wegen Nichterfüllung ihrer Reformforderungen (8- Stunden
tag, 2 Franken Penſion täglich nach 25 Dienſtjahren und Lohn-
minimum).

Eine Reſolution erklärt ſich für die weitgehenöſte Verkürzung
der militäriſchen Dienſtzeit und gegen jeden Verſuch, eine Be
rufsarmee wiederherzuſtellen, zugleich ſelbſtverſtändlich an die
Notwendigkeit der Erſetzung des ſtehenden Heeres durch die
Volksbewaffnung erinnernd.

Schließlich wurde folgende Reſolution votiert: „Der
19. Jahreskongreß der franzöſiſchen Arbeiterpartei erinnert
ihre Mitglieder und alle Arbeiter ohne Ausnahme daran, daß
ſie keinen Unterſchied zwiſchen ihren Klaſſengegnern zu machen
haben und dieſe ſämtlich in gleicher Weiſe bekämpfen müſſen,
gleichviel ob es Katholiken, Proteſtanten, Semiten, Antiſemiten,
Freimaurer, Freidenker c. ſind. Jhre Pflicht iſt es, morgen
wie geſtern und immer bis zu ihrer endgiltigen Befreiung
ausſchließlich auf dem Boden des Klaſſenkampfes zu ver-
harren.“

Von der Leitung der deutſchen Sozialdemokratie, gezeichnet
Aner, war ein Begrüßungstelegramm eingegangen deſſen
Verleſung mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen wurde.

Wir freuen uns über die Fortſchritte unſerer franzöſiſchen
Bruderpartei. Möge ſie ſich ſo weiter entwickeln, dann wird
es ihr auch gelingen, die Verwirrung unter der franzöſiſchen
Arbeiterſchaft zu beſeitigen, die einige Streber angerichtet
haben.

Ein ſteifnachiger Hürgermriſter.

Erſchrick nicht, lieber Leſer! Es handelt ſich nicht um einen
Bürgermeiſter der liberalen Stadt Halle. Ueberhaupt werden
ſich wohl in Deutſchland nicht viel Stadtgewaltige finden,
denen man obiges Eigenſchaftswort zuſprechen kann. Die
meiſten befinden ſich in einem bedauerlichen Zuſtande chroniſcher
Rückgraterweichung, der ſie vor jeder Fürſtlichkeit in „aller-
unterthänigſter Ehrerbietung“ zuſammenklappen läßt und auch
bewirkt, daß alle Wünſche, welche von den Vertretern einer
hohen Regierung geäußert werden, von den kommunalen Paſchas
ſchleunigſt und bereitwilligſt in Ausführung gebracht werden
Regis und auch praefecti voluntas suprema lex! Zum
Teufel die kommunale Selbſtändigkeit

Doch zur Sache. Der Bürgermeiſter, von dem hier die
Rede ſein ſoll, iſt zwar auch das Oberhaupt einer großen
Stadt mit einer reichen und blühenden Jnduſtrie, einer Uni
verſität und ſonſtigen Jnſtituten der Jntelligenz ſowie einer
ſehr ſtarken Garniſon allein die Stadt liegt in Frankreich
und heißt Lille. Und der Bürgermeiſter iſt ein horribile
dictu Sozialdemokrat! Unſere Ordnungsgrößen er-
ſchaudern! Ja, und obwohl dieſer „Umſtürzler“ mehrere Jahre
die Geſchicke der Stadt lenkt, iſt dieſe noch nicht in einen
Trümmerhaufen verwandelt worden, ſondern blüht und ge-
deiht beſſer denn je zuvor.

Wie ſchon mitgeteilt, hat dieſer Bürgermeiſter, Delory iſt
ſein Name, verboten, daß in ſeiner Stadt zu Ehren des Ober-
hauptes der ruſſiſchen Knutenherrſchaft die öffentlichen Gebäude
geflaggt würden, wie es von ſeinem Präfekten (etwa Regie-
rungspräſidenten) gewünſcht wurde. Zugleich hat er einen
Brief an den Herrn Präfekten gerichtet, den wir der Petite
Republique, unſerm franzöſiſchen Parteiblatte, entnehmen, und
der folgendermaßen lautet:

„Herr Präfekt!“
„Jch habe die Depeſche erhalten, in welcher Sie ſich be-

ſchweren, daß ich Jhrer „Einladung“ nicht nachgekommen bin
bezüglich der Schmückung der öffentlichen Gebäude.“

„Jch muß Sie zunächſt darauf aufmerkſam machen, daß
Sie mir nicht eine „Einladung“ ſondern einen Befehl haben
zugehen laſſen. Nun, ich habe vergeblich nach dem Paſſus ge-
ſucht, der Jhnen erlaubt, den Bürgermeiſtern derartige Befehle
zu geben, außer für das Nationalfeſt. Der Gegenſtand hat,
wenn ich mich nicht täuſche, nichts mit jener Kategorie von
Befugniſſen zu thun, bezüglich deren Ausübung ich nach Ar-
tikel 92 des Munizipalgeſetßes Jhrer Autorität unterſtellt bin.
Jch kann alſo in dem vorliegenden Falle nur, um nicht einen
ſtärkeren Ausdruck zu gebrauchen, einen Irrtum Jhrerſeits
annehmen.“

„Jch prüfe übrigens die Geſetzmäßigkeit Jhres Befehles nur,
weil Sie vor meinen Augen mit der hier gar nicht ange-
brachten „Schärfe des Geſetzes“ operieren. Eine vertrauliche
p würde von mir in derſelben Weiſe aufgenommen
ein.

„Da Sie ſich aber öffentlich zum Richter über Thatſachen und
Anſchauungen machen, die nichts mit Jhrer Autorität als Prä-
fekt zu thun haben und da ſie an das Urteil der Bevölkerung
von Ville appellieren, ſo erſuche ich Sie, das Protokoll der
Stadtverordnetenſitzung vom 2. Oktober 1896 nachzuleſen. Sie
werden dort finden, daß bei einer ähnlichen Gelegenheit die
ſozialiſtiſche und radikale Majorität ſich geweigert hat, der Kund-
gebung reſpektvoller Sympathie für das ruſſiſche Fürſtenpaar
zuzuſtimmen, wie ſie von der reaktionären Minorität des Kol-
legiums vorgeſchlagen war.“

„Wenn Sie ſich ferner die Reſultate der letzten Munizipal-
wahlen vor Augen führen, ſo werden Sie konſtatieren können,
daß meine Mitbürger alle die Stadtverordneten kaltgeſtellt
haben, die ihre reſpektvolle Sympathie dem ruſſiſchen Zaren be
wieſen haben, während alle anderen wiedergewählt wurden.“

„Jn dieſer Weiſe haben alſo die Einwohner der großen Stadt
geurteilt, deren Verwaltung mir obliegt. Und aus dem Fehlen
jeglichen Schmuckes der Privathäuſer habe ich alle Urſache an-
zunehmen, daß die Einwohner ihre Anſchauungen nicht geändert
haben.“

Das genügte meiner Anſicht nach, daß ich, in Nichtachtung
Jhrer perſönlichen Stellungnahme, die mir gleichgiltig iſt, nicht
bedauere, verboten zu haben, daß die Fahnen einer republikani-
ſchen und ſozialiſtiſchen Stadt zur Verherrlichung eines
Monarchen dienen. Sie ſollen aufbewahrt ſein für den Tag,
an dem das ruſſiſche Volk befreit ſein wird von dem ſchändlichen
Joche, unter das es ſich jetzt noch beugen muß.“

Soweit der franzöſiſche Bürgermeiſter. Wir bedauern, daß
wir nicht als Pendant einen Brief unſeren Leſern vorführen
können, der beiſpielsweiſe bezüglich der Feierlichkeiten für die
Denkmalseinweihung von dem Oberhaupte der Stadt Halle an
den Regierungspräſidenten geſchrieben worden iſt.

Ob der Ton in einem ſolchen Briefe auch ſo männlich und
unerſchrocken gehalten ſein wird, wie in dem Angeführten

Stadtverordneten- Sitzung
vom 30. September 1901, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenberger.
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Vorſteher mit,

daß die wegen jener Petition gegen die Getreidezölle eingeſetzte
Kommiſſion ihre Beratungen zu Ende geführt habe und ohne
Zweifel der nächſten Verſammlung eine Vorlage zugehen wird.
Der Vorſteher meint, es wird leicht möglich ſein, ohne weitere
Verzögerung und Vorbereitung in der Sache Stellung zu
nehmen und einen definitiven Beſchluß zu faſſen. Nach der
Verleſung und Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom
23. September wurde in die Tagesordnung eingetreten.

1. und 2. Die Rückgabe einer Stroaßenparzelle der Streiber-
ſtraße an den früheren Beſitzer wird dem Vorſchlage gemäß
beſchloſſen und der Verlängerung eines Vertrages
wegen Räumung des Mühlgrabens wird zugeſtimmt.

Punkt 3 fällt aus.
4. Der Reſt von den 70 000 Mark. Folgende Jnter-

pellation: „Welcher Betrag iſt von der zur Enthüllung des
Kaiſerdenkmals bewilligten Summe von 70000 M. zu dem
angegebenen Zwecke verwendet worden wurde vom Stadtv.
Albrecht begründet. Redner weiſt darauf hin, daß es bei der
Denkmalsenthüllung ſo gekommen ſei, wie er vorausgeſagt
habe. Da die Ausgaben doch jedenfalls geringfügiger Natur
geweſen ſind, ſo erſcheine es wohl angebracht, der Verſammlung
nun einmal mitzuteilen wie hoch ſich die verausgabte Summe
beziffert. Es handele ſich darum, die zu Prunkzwecken be-
willigte Summe nun für andere Zwecke zu verwenden.

Oberbürgermſtr. Staude entgegnet, daß es trotz der ſchlechten
Verhältniſſe ſchwer geweſen ſei, Rechnungen von den mit
Arbeiten Beauftragten einzubekommen. Daß das Kaiſerpaar
nicht gekommen ſei, habe man ſorgenvoll aufgenommen, zumal
die Vorbereitungen zum Empfang alle angeordnet waren. Die
Verträge zu dieſem Zwecke waren vom Bauamt ſo abgefaßt
worden, daß nur gemäßigte Entſchädigungen gezahlt werden
brauchten. Jedoch ſei etwa der fünfte Teil der Summe, ein
Betrag von 13850.25 M. ausgegeben. Darunter befinden ſich
aber allein 10000 M. für geleiſtete Entſchädigungen bezüglich
rückgängig gemachter Arbeiten e. Die Frage, was mit dem
übriggebliebenen Gelde, dem Betrage von etwa 56000 Mark
werden ſoll, ſei ganz berechtigt; der Betrag wäre aber ſo wie
ſo verrechnet und wieder zur Dispoſition geſtellt worden. Auf
die Anfrage des Vorſtehers, ob eine Beſprechung der An
gelegenheit gewünſcht wird, erheben ſich nur unſere
Parteigenoſſen und wurde die Sache ſomit als erledigt
erklärt.

5. Ein Antrag unſerer Parteigenofſen: „Die Verſamm-
lung wolle beſchließen, den Magiſtrat zu erſuchen, der Verſamm-
lung bald möglichſt eine Vorlage zu machen, nach welcher der 8 29
des Ortsſtatuts vom 14. Juli 1891 betr. Gewerbegericht hier-
ſelbſt dahin abgeändert wird, daß die Zeitverſäumnis-Ent-
ſchädigung der Beiſitzer für jede Sitzung, welcher ſie beigewohnt
haben, auf 4 Mk. erhöht wird“, wurde vom Stadtv. Gerig
begründet. Redner ſtützt ſich darauf, daß früher bei der
Gründung des Gewerbegerichts bei der erſten Sitzung ſchon ein
Arbeitgeber den Antrag geſtellt habe, die Sitzungen mit 5 Mk.
zu entſchädigen. Damals habe man ſchon in den Kreiſen der
Arbeitgeber eingeſehen, daß die e mit 3 Mark pro
Sitzung viel zu gering ſei. Jnnerhalb 10 Jahren haben ſich die
Verhältniſſe hier bedeutend geändert. Die Arbeiterbeiſitzer haben
häufig Schaden, wenn die Sitzungen ſo lange davern, daß ſie
nachmittags nicht mehr ihrem Berufe nachgehen können. Es
müſſe auch in Betracht gezogen werden, daß der Lohn jetztetwas höher ſtehe, als vor 10 Jahren. Jn einigen Veirieben,

wo Beiſitzer arbeiten, ſei die ſogen. engliſche Arbeitszeit ein-
geführt. Wenn man den Lohnausfall entſchädigen wolle, ſo
möge man dem Antrage auf 4 Mk. zuſtimmen. Die Mehraus-
gabe für ein ſo wichtiges Jnſtitut, wie das Gewerbegericht, ſei
nicht ſo groß; es handele ſich vielleicht um einen Betrag von
100 bis 150 Mk. und ſicher nicht um einen Betrag über 200 M.
Jm Intereſſe der geſchädigten Arbeiterbeiſitzer möge man den
Antrag annehmen.

Oberbürgermeiſter Staude erklärt hierauf, ſeiner Erinnerung
nach wären wohl in jener Sitzung bei der Gründung des Ge
werbegerichts nur 4 Mk. beantragt worden. Was der Vorredner
geſagt habe, darin liege viel Wahres. Es ſei richtig, x die
Sitzungen häufig über mittags hinaus dauerten und die Arbeiter,
die mehr als 3 Mk. verdienten, geſchädigt würden. Das müſſe
man alles anerkennen. Der Magiſtrat erſuche aber, dieſen An
trag abzulehnen, da er beſchloſſen habe, auf anderem Wege zuhelfen. Die Sitzungen ſollen von mittag auf den L gar
mittag verlegt werden und könnten die Beiſitzer dann vor Ver
luſten geſchützt werden.

Die Stadtv. Albrecht und Krüger erwidern dem Ober
bürgermeiſter, daß der wegen der paar Mark persona ene
Ausweg jedenfalls nicht empfehlenswert erſcheine. e Bei
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chabends die Sitzungen abmachen. gut t
charakteriſtiſch für den Magiſtrat, daß er Leute, die ſich vom
frühen Morgen abgearbeitet haben, als Richter heranziehen
will. Wer ſich abgearbeitet habe, könne die Verhandlungen
zweifellos nicht mit der Aufmerkſamkeit folgen, wie es not-
wendig iſt. Jm Jntereſſe der Rechtſprechung beginne man die
Sitzungen üdera morgens, aber hier wolle man nun eine
Ausnahme machen. Für die Ferienreiſe eines Magiſtrats
beamten bewillige man gleich einmal 1000 M. und hier bei dem
Gewerbegericht wolle man ſparen. Für den Antrag ſtimmten
ebenfalls nur unſere Parteigenoſſen und ſo weit wir überſehen
konnten, nur der Stadtv. Gieſe.

„Welche Schritte6. Eine Anfrage unſerer Heng c
hat der Magiſtrat gethan, um die Beſchlüſſe der Stadtver-
ordneten Verſammlung betr. ebung von Bauſtellen auf
Grund des Erbbaurechts, zur Ausführung zu bringen wirdvom Stadtv. Albrecht begründet der dert aß bei der
Erbbaurechtsvorlage der Evangeliſche Arbeiterverein an der
Spitze ſtand. Dieſer Verein, der als Veilchen im Verborgenen
blüht und damals zu der Vorlage den erſten Anſtoß gegeben
haben ſoll, ſcheint ſeine Pflicht vergeſſen zu haben, ſonſt würdeer ſich jedenfalls mehr um die Sache etümmern. Auf dem

Platze, wo ſich die Bauſtellen befinden, holen heute die Leute
noch gemütlich ihre Kartoffeln heraus. Bisher iſt in der An
gelegenheit noch nichts geſchehen, und ſo erſcheine es vielleicht
fraglich, ob in dieſem Jahrhundert, das ja erſt begonnen habe,
noch etwas geſchehen werde.

Stadtrat Schnackenburgerklärt, daß ſeiner Zeit beſchloſſen
worden ſei, daß die Bewerber verpflichtet wären, die Gebäude
innerhalb zwei Jahren zu errichten. Der Spar- und Bauver-
ein habe in dieſem Jahre ſchon mit den Bauten beginnen wollen,
aber die Sache ſei nicht ſo nach Wunſch gegangen, weil bei der
Vergebung des Baulandes eine Hoſpitalſtiftung, bei der die
Regierung erſt um Genehmigung erſucht werden mußte, in
Frage kam. Die Sache habe ſich nun ſo weit gehoben, daß in
nächſter Zeit die Genehmigung der Regierung erwartet wird.
Jm übrigen habe man ſich wohl um die kleinen Arbeiterwoh-
nungen gekümmert und werde die Sache von der Geſundheits-
kommiſſion ſtets beobachtet.

Stadtv. Schmidt rügt ebenfalls, daß die Angelegenheit vom
Magiſtrat nicht beſſer vorbereitet und beſchleunigt worden iſt.
Durch die Verzögerungen ſei auch der Spar- und Bauverein
geſchädigt worden. Man möge keinen Schritt unterlaſſen, um
die Sache in Fluß zu bringen. Stadtv. Albrecht entgegnet
dem Stadtrat noch, daß er wohl wiſſe, daß die Bauten inner-
halb zweier Jahre errichtet ſein müßten. Er habe aber ange-
nommen, daß dieſer weite Termin feſtgeſetzt ſei für den Fall,
daß ſich bummlige Reflektanten darunter finden könnten. Auf
die Geſundheitskommiſſion möge man das Kollegium nur nicht
vertröſten. Man möge lieber jetzt, wo der Arbeitsmangel vor-
handen iſt, mit dem Bau der kleinen Wohnungen beginnen.
Bei dem Punkt 4 der Tagesordnung habe er, Redner, ſchon
einen Antrag ſtellen wollen, wozu man die von der Denkmals-
enthüllung übergebliebenen 56000 Mk. hätte nützlich verwenden
können (Lachen). Ja, wer ſatt iſt und genügend hat, der kann
über ſolche Dinge wohl lachen, wer aber kein Brot hat und
hungrig iſt, wird ganz anders über ſolche Dinge denken. Er,
Redner, und ſeine Genoſſen reden für die Hungrigen und nicht
für die, welche in Paläſten wohnen. Damit wurde die Sache
als erledigt angeſehen.

7. Die Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte der
ſtimmfähigen Bürger ſind von einer in voriger Sitzung ge-
wählten Kommiſſion geprüft worden. Der Magiſtrat bean-
tragte hierzu:

Die StadtverordnetenVerſammlung wird erſucht, über die
Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte der ſtimm-
fähigen Bürger gemäß S 20, 21 der Städteordnung und
Abſatz 5 des Ortsſtatuts betr. Aenderung der Termine zur
Auslegung der Bürgerliſte vom 18. Juli 1893 Beſchluß zu
faſſen.

Die Stimmen der unter Nr. 1 bis 42 des der Vorlage bei-
gefügten Verzeichniſſes aufgeführten Perſonen dürften in die
gedachte Liſte noch aufzunehmen ſein, während die Namen
der unter Nr. 43 bis 52 Aufgeführten aus den in Kolonne
Bemerkungen“ angezogenen Gründen nicht zur Aufnahme

gelangen können.
Der Berichterſtatter, Stadtv. Dr. Keil teilt mit, daß die Kom
niſſion zu einem anderen Ergebnis gelangt ſei, als der Magi-
ſtrat. Ein Herr Franz Nagel ſei nicht als wahlberechtigt er
klärt worden, weil er erſt am 18. September ſeine Steuern be-
zahlt habe. Stadtv. Krüger trat dafür ein, dieſem Manne
die Berechtigung zur Wahl zuzuſprechen, da er krank geweſen
ſei, als die Steuern eingeholt wurden. Stadt. Albrecht er
klärt, daß in dieſem Frühjahr eine ganze Menge Perſonen die
Staatsangehörigkeit nachgeſucht haben und erſt jetzt benach-
richtigt worden ſind, nachdem die Wählerliſten geſchloſſen waren.
Er erlaube ſich deshalb die Anfrage, oh vielleicht dabei ein Be
amter nicht ſeine Schuldigkeit gethan abe. Der Referent Dr.
Keil berichtet weiter, daß ein Herr Paul Teuſchert, der Be-
ſitzer eines eigenen Zimmers iſt und Koſt und Logis bezahlt,
vahlberechtigt ſein ſollte, da er einen eigenen Hausſtand beſitzt

und als ſelbſtändig gelte. Das Oberverwaltungsgericht habe
den Begriff „ſelbſtändig“ in anderem Sinne ausgelegt. Stadtv.
Albrecht weiſt darcuf hin, daß es früher anders war und
Leute, die in Schlafſtelle wohnten, mit wählen konnten. Ueber
den jetzigen Zuſtand erlaude er ſich, ſein Bedauern auszu
ſprechen. Die Beſchränkung der Wahlfreiheit ſei auch ein Zeichen
der Verſumpfung der bürgerlichen Geſellſchaft. (Unruhe.)

Jm weiteren Verlaufe der Debatte beſchäftigt man ſich mit
den Fällen Auerhammer, Müller Jede Zuwendung aus
öffentlichen Armenmitteln gelte als Armenunterſtütung Werde
ein Kind in die Klinik gebracht, und die Eltern kämen nicht
ür die Koſten auf. dann gelte dieſe Beihilfe als Armenunter

ſtützung. Das Oberverwaltungsgericht habe ſich ſogar auf den
Standpunkt geſtellt, daß der Umſtand, ob die Koſten nachher
bezahlt würden oder nicht, daran nichts ändere. Die Kom
miſſion habe aber in den Fällen, wo ſeitens der Eltern der
Patienten erklärt wurl die Koſte übernehmen und die
Rechnungen auch nachher bezahlt worden ſind, die Wahlberech
tigung anerkannt. Einem Herrn Müller, der bei ſeinen Eltern,
die eine größere Wohnung beſitzen, ein eigenes Zimmer be
wohnte, wurde von der Kommiſſion die Selbſtändigkeit und da
mit auch die Wahlberecht Einem Herrn Auerigung zuerkanntgegen, der ebenfalls bei ſeinen Eltern wohnt, diehammer hin
aber eine nicht ſo große Wohnung beſitzen, wurde hingegen die
Wahlberechtigung aberkannt Stadtv. Krüger trat für die
Wahlberechtigung Auerhammers, der ebenfalls von ſeinen
Eltern getrennt wohnt und ſchläft, ein. Jn der Klinik möge
man bei Aufnahme der Kranken nicht nach Schema P. ver
fahren und die betreffenden Perſonen auf gewiſſe Beſtimmungen
aufmerkſam machen. Stadtv. Albrecht wirft die Frage auf, ob
ſog. verſchämten Armen, die aus Stiftungen Unterſtützungen
bezogen haben, guch das Wahlrecht aberkannt worden iſt. Der
Berichterſtatter Dr. Keil erklärt daß die Kommiſſion beſchloſſen
habe, daß Bezüge aus Stiftungen und auch die Ver
abreichung von warmem Frühſtück an die Schul-

7 r r 214kinder nicht als Armenunterſtützung gelte
Stadtv. Albrecht teilt mit, daß im Winter v. Js. ein Arbei

ter K. erkrankte und ihm von einer Schweſter als Wohlthat eine
Dieſer Mann habe auf

Für ſolche Wohlthaten
Unterſtützung angebo worden iſt
Grund deſſen ſein Wahlrecht ver
möchte man lieber danken Einem Herrn Zonla wurde die
Wahlberechtigung zuerkannt, weil er ein Zimmer beſitzt. Das
Gleiche einem Buchhalter Seela, der im Riebeckſtift wohnt
Jeder der im Riebeckſtift wohnt, habe Anrecht auf ein beſtimm
es Zimmer. Es wurde ein Antrag angenommen, daß in Zu
kunft alle Jnſaſſen des Riebeckſtifts in die Wählerliſte aufge
nommen werden ſollen. Die Verſammlung ſtimmte den Vor

Die n a des Giebichenſteinerugheee für 1900 wird erteilt

e rn nd her vom Stadtv. Richter nach der Be
iendigung der öffentlichen Sitzung abgegeben wird, bezieht ſichauf Witeilun en Richters in der vo 5 en Sitzung über te

rungen der Prinzenſtraße. Die Stadt habe bei den da-
maligen Pflaſterungen keine Verluſte, was er, Redner, im Jn-tereſſe des Stadtbauamtes gern richtig ſtellen möchte.

ur Geſchäftsordnung beantragt der Stadtv. Albrecht den
Abſatz 24 der Geſchäftsordnung für das Kollegium abzuändern,
damit Jnterpellationen nach der Beantwortung auch diskutiert
werden können, ahne einen Majoritätsbeſchluß des Kollegiums
herbeizuführen. Der Vorſteher bezweifelt, ob es zweckmäßig ſei,
es von der Entſcheidung eines einzelnen Stadtverordneten ab-
hängig machen, größere Diskuſſionen rer ieſeswürde chwierigkeiten hervorrufen, zumal die Zeit des Kolle
iums ſehr bemeſſen ſei. Er, der Vorſteher, wolle die Ange
egenheit aber zur nächſten Sitzung auf die Tagesordnung

bringen. Darauf geſchloſſene Sitzung.

Ruhegehalt und Hinterbliebenen Uer-
ſorgung für die hieſigen ſtädtiſchen

Arbeiter.
II.

Bisher wurde mit den ſtädtiſchen Arbeitern vielfach wie in
der Privatinduſtrie verfahren. Wurden ſie älter und konnten
nicht mehr ſo viel leiſten, wie in ihren jüngeren Jahren, ſo
entließ man ſie einfach; man betrachtete auch die ſtädtiſchen
Arbeiter als Ware, die nach ihrer Beſchaffenheit bezahlt und
dementſprechend behandelt werden müßte. Eventuell ließ man
ſich ſo weit herab und bewilligte den alten invaliden Arbeitern
nach langem Bitten und Betteln eine minimale
Solche Almoſen müſſen aber einerſeits den ſtädtiſchen Arbeiter
tief in ſeiner Ehre kränken und anderſeits waren ſie vielfach
mit dem Verluſt von bürgerlichen Rechten verknüpft. Manches
ungerechte Vorkommnis betreffs der Entlaſſung von nicht mehr
ganz leiſtungsfähigen Arbeitern mag auf das Konto der ein-
zelnen Verwaltungen zu ſetzen und gar nicht zu Ohren desMagiſtrats gekommen ſin Doch iſt dieſer trotzdem von aller

Schuld nicht freizuſprechen, indem er ſeiner Zeit mit
allen erdenklichen Mitteln an der Vernichtung
der jungen Organiſation der ſtädtiſchen Arbeiter
thätig war.

Wenn nun auch unſer Magiſtrat eine gerechtere Regelung
der Alters- und Hinterbliebenenverſorgung der ſtädtiſchen Ar
beiter r will, ſo muß doch betont werden, daß die von
ihm unterbreitete Vorlage in vielen Punkten ſehr, ſehr ver
beſſerungsbedürftig iſt und hinter den bezüglichen Be
ſtimmungen anderer Orte erheblich zurückbleibt.

Nach 10jähriger Thätigkeit ſoll den ſtädtiſchen Arbeitern ein
Ruhegehalt und im Todesfalle den Hinterbliebenen derſelben
ein Witwen- und Waiſengeld bewilligt werden. Jedoch ſteht
nach S 2 der Vorlage den ſtädtiſchen Arbeitern und deren
Hinterbliebenen ein klagbares Recht auf Ruhegeld e. nicht
zu, ſondern es entſcheidet vielmehr der Magiſtrat frei und
endgiltig darüber. Es iſt nun gar nicht einzuſehen,
weshalb man den Arbeitern kein klagbares Recht auf Ver
ſorgung gewähren will. Die Beamten beſitzen bekanntlich ſolche
Rechte. Wirklich ſtichhaltige Gründe für eine verſchiedene Be
handlung altgedienter Arbeiter und altgedienter Beamten in
dieſem Punkte laſſen ſich gar nicht beibringen. Man wird
vielleicht einwenden, daß die meiſten anderen Orte ihren Ar-
beitern auch kein klagbares Recht auf Verſorgung bisher ge
währt haben. Das iſt leider zutreffend. Muß denn aber
Halle nun unter allen Umſtänden dieſes auch thun Halle
ſteht betreffs ſeiner kommunalen Sozialpolitik nicht gerade in
inem beſonders guten Rufe. Könnte es in der fraglichen

Sache das Verſäumte nicht wenigſtens einigermaßen nachholen,
indem es hierin wenigſtens einmal vorbildlich vorginge und
nicht immer erſt nachhinkt

Wenn nun aber der Magiſtrat unter keinen Umſtänden den
ſtädtiſchen Arbeitern ein klagbares Recht auf Verſorgung ge
währen will, ſo muß wenigſtens auf andere Weiſe eine gewiſſe
Garantie dafür geſchaffen werden, daß auch die ſtädtiſchen
Arbeiter und deren Hinterbliebenen wirklich in Beſitz ihrer ver-
ſprochenen Renten gelangen. Als im Oktober des ver-
gangenen Jahres der Berliner Magiſtrat dem Stadtverordneten-
Kollegium eine Vorlage betreffs der Penſionsberechtigung der
ſtädtiſchen Arbeiter unterbreitete, beabſichtigte auch er das letzte,

ndgiltige Wort in der Gewährung von Ruhegeldern 2c. zu
ſprechen. Das Berliner Stadtverordneten Kollegium beſtand
aber erfreulicherweiſe darauf, daß der Magiſtrat ihm
davon Mitteilung machen muß, falls er einem
Arbeiter die Rente verſagen will. Der Berliner
Magiſtrat ſtimmte dann auch nach längerem Sträuben dem
bezüglichen Beſchluß des Stadtverordneten Kollegiums zu.
Durch dieſe Beſtimmung 11 des Berliner Reglements) iſt
den Arbeitern ohne Zweifel eine größere Sicherheit dafür ge-
boten, daß ſie auch einſt in den Beſitz der Rente reſp. deren
Hinterbliebenen in Beſih der Witwen- und Waiſengelder ge-
langen werden. Die oberen ſtädtiſchen Verwaltungsorgane
müſſen, hierdurch veranlaßt, die fraglichen Beſtimmungen d eh

wirklich zur Durchführung bringen, was ſonſt vielleicht hin
und wiede bezügliche traurige Erfahrungen aus anderen
Orten liegen vor nicht geſchehen könnte. Auch das
Charlottenburger Reglement enthält in ſeinem 8 1 dieſelbe
Beſtimmung Aus dieſen Gründen iſt es alſo notwendig,
daß die Stadtverordneten Verſammlung die Vorlage einer
Korrektur üunterzieht

Nach der Vorlage will ferner der Magiſtrat das Recht haben,
die ſchon bewilligte Rente zu widerrufen. Jn
Berlin maß der Magiſtrat in dieſem Falle die Zuſtimmung
der Stadtverordneten- Verſammlung einholen

Weite getadelt werden, daß die Vorlage nicht auch
auf ſtädtiſche Arbeiter Bezug nimmt, die bereits mehrmals
in ſtädtiſchen Betrieben beſchäftigt waren und wegen Arbeits-
mangel entlafen wurden Jn den Gaswerklen wird z B
regelmäßig im Herbſt eine größere Zahl von Arbeitern ein
geſtellt, die ine Frühjahr wegen beſchränkter Produktion wieder
gehen muß Dieſe Leute arbeiten aber vielfach Jahr für Jahr
in den Wintermongaten auf den Gaswerken Die würden nun

mul

nach der Vorlage nie eine Anwartſchaft auf Verſorgung
erlangen, da nach dem Z 3 die Anwartſchaft bei Entlaſſungen
exliſcht

Das Berliner Reglement enthält dieſerhalb in
Beſtimmung

„Denjenigen Perſonen, welche wegen Mangel an Beſchäf
tigung entläſſen worden ſind, wird auf ihren Antrag bei küntiger Wiedereinſtellung in dem gleichen ſtädtiſchen Betriebe

die bisherige Arbeit zeit in Anrechnung gebracht, falls die
Arbeitsunterbrechung nicht länger als J Jahr gedauert hat.

Ferner beſagt die Vorlage, daß die Höhe der Verſorgung für
die Arbeiter in feſten Lohn nach dem Arbeitsverdienſt bemeſſen
wird, den der Arbeiter im letzten Haushaltungs-Jahre bezog.

2 folgende

82 Einſprucherhobenen s dieſe Beſtimmung können wir nicht für richtig be
nden.
Es kommt in ſtädtiſchen Betrieben ſehr oft vor, ja iſt vielfach

Regel, daß die älteren nicht mehr vollwertigen Arbeiter, nachdem
ſie erheblich an ihrer Arbeitskraft eingebüßt haben, mit leich-
teren Arbeiten beſchätigt werden, die man ganz
minimal bezahlt. Jſt nun der letzte Jahresverdienſt maß
gebend für die Höhe der Rente, ſo werden wohl die meiſten
Arbeiter und Bedienſteten nur in den Beſitz eines ganz un-
genügenden Ruhegeldes gelangen. Die Verwaltungen werden,
um an Rente zu ſparen, die älteren Arbeiter mit ſchlecht be-
zahlten Dienſten beſchäftigen. Daß man dieſes ſogar ſchon jetzt
beabſichtigt, ſcheint uns der 8 10 der Vorlage zu beſagen, nach
dem der Magiſtrat ſich es ausdrücklich vorbehält, die Arbeiter
auch mit anderen Dienſten zu beſchäftigen, als zu denen ſie
ſeiner Zeit engagiert wurden. Das Berliner Reglement beſtimmt
denn z. B. auch, daß die Höhe der Rente nach dem Arbeits-
verdienſt der letzten 5 Kalenderjahre berechnet wird. Zwar
beſagt der 8 5 der Vorlage folgendes: „Jſt der Arbeitsver-
dienſt des letzten Haushaltungs-Jahres infolge von Alters-
ſchwäche, Krankheit oder ähnlicher Urſachen niedriger als in den
Vorjahren geweſen, ſo kommt der für gleichartige Bedienſtete
bei voller Arbeitskraft übliche Verdienſt in Anſatz.“ Dieſe
Beſtimmung ſcheint uns aber ziemlich unklar und verſchieden
auslegungsfähig. Ohne Zweifel ſind die Beſtimmungen des
Berliner Reglements- klarer und präziſer. Auch will der
Magiſtrat den Wert von Naturalbezügen, Dienſtwohnungen,
Ueberſtunden e. außer Berechnung laſſen. Wir finden das
als äußerſt ungerecht, da es ſich hierbei oft um nicht un
bedeutende Summen handeln kann. Die Berliner Beſtim-
mungen lauten da folgendermaßen

„Der Wert einer Dienſtwohnung und von Naturalbezügen
wird vom Magiſtrat beſonders feſtgeſetzt und bei der Berech-
nung des Rentengeldes neben den Barbezügen berückſichtigt.

Das Ruhegeld ſoll nach 10jähriger Dienſtzeit 25 Proz. 60)
des Arbeitsverdienſtes betragen und jährlich um e bis zum
Höchſtbetrage von 66*“3 Proz. (“*/60), jedoch nicht über 600 Mk.
jährlich ſteigen, wie in einer der Vorlage beigegebenen Tabelle
feſtgelegt iſt. Auch in dieſer Beſtimmung bleibt die Vorlage
hinter anderen Orten zurück.

Berlin, Breslau, Charlottenburg, Frankfurt a. M. e. haben
als Höchſtbetrag 75 Proz. (**/60) des Arbeitsverdienſtes ohnebeſtimmte Begrenzung ſeſtgelegt

Weiter fehlt in der Vorlage eine Beſtimmung betreffs even-
tueller Wartegelder. Zwar heißt es in 8 2 der Vorlage,
daß Perſonen, welche bereits eine Anwartſchaft auf Verſorgung
erworben haben, alſo nach zehnjähriger Dienſtzeit, nicht mehr
von den einzelnen Verwaltungen ohne weiteres entlaſſen wer-den können, ſondern nur auf Grund eines Magiſtrats-

beſchluſſes. Die Möglichkeit der Entlaſſung liegt aber auchdann vor und daher iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß der Magi-

ſtrat Arbeiter und Bedienſtete, die z. B. durch Eingehen oderUmänderung eines Betriebes überflüſſig werden, ſech ent:-

läßt. Demnach müßte die Vorlage eine Beſtimmung enthalten,
nach der Perſonen, welche eine beſtimmte Reihe von Jahren im
Dienſte der Stadt geſtanden haben, und die aus Gründen ge-
kündigt werden, welche nicht in ihrer Perſon liegen, Ruhegeld
und HinterbliebenenVerſorgung erhalten, wenn ihnen eine ihren
Kräften entſprechende Beſchäftigung in einer anderen ſtädtiſchen
Verwaltung nicht gegeben werden kann und ſie noch arbeits
fähig ſind. Das Berliner Reglement beſtimmt, daß in dieſem
Falle die fraglichen Perſonen nach fünfzehnjähriger Thätigkeitdie Hälfte des Ruhegeldes reſp. der a Nlebe ha Berſoe dent

er ten ſollen.
Auch die Witwen und Waiſen ſind in der Vorlage ſchlechter

geſtellt, als in anderen Städten. Jn Berlin, Charlottenburg,
Mannheim c. erhalten die Witwen verſtorbener ſtädtiſcher Ar-
beiter auf Monate nach dem Tode das volle Ruhegeld,
welches der Verſtorbene erhalten haben würde, oder Relikten-
verdoppelung.

Die Berliner Beſtimmungen lauten
„Während der erſten zwei Monate nach dem Tode werden

die Reliktenbezüge verdoppelt.“
Es ſind dieſe Beſtimmungen eine Anlehnung an das ſoge-

nannte Gnadenquartal der Beamten. Der 8 7 der Vorlage
beſagt, daß Witwen und Waiſen keine Bezüge erhalten, wenn
die hinterbliebene Ehefrau noch nicht 3 Monate mit dem Ver-
ſtorbenen verheiratet war. Auch dieſe Beſtimmung können wir
nicht für richtig befinden; ſie iſt auch z. B. in Berlin nichtvorhanden. Ferner ſelten Waiſen nur bis zum 15. Lebensjahre

Waiſengelder bekommen. Mit dem 15. Lebensjahre verdienen
aber die Kinder noch lange nicht viel, um ſich ſelbſtändig
ernähren zu können. Daher müßten Waiſengelder bis zum
17. oder 18. Lebensjahre gezahlt werden. Außerdem würdennach der Vorlage uneheli e Kinder kein Waiſengeld erhalten.

Jn Berlin wird auch den Kindern einer in ſtädtiſchen Dienſten
voll beſchäftigten, alleinſtehenden weiblichen Perſon nach dem
Tode derſelben Waiſengeld gewährt.

Ferner will die Vorlage den Ruhegeld-, Witwen und
Waiſengeldempfängern ſämtliche Bezüge in Abzug bringen, dieſie aus Mitteln des Reichs oder anderer ſtaatiicher oder kom-

munaler Verbände, ſowie die auf Grund der Reichsgeſetze über
Arbeiterfürſorge (Unfall, Jnvaliditäts- Verſicherung 2c.) eventuell
beziehen. Jn Berlin dagegen tritt für die Ruhegeldempfänger
nur dann eine Kürzung ein, wenn die Rente mit dem Ruhe-
geld zuſammen den 7 fachen Grundbetrag der Rente (S 36,
Abſatz 2 und 3 des IJnvalidenverſicherungsGeſetzes) überſteigt
und beim Zuſammentreffen mit den anderen Bezügen nur dann,
wenn und ſo weit dieſe Bezüge mit dem Ruhegeld den Durch-
ſchnittsArbeitsverdienſt überſteigen.

Während weiter an vielen Orten das Ruhe-, Wittwen und
Weiſengeld monatlich im voraus gezahlt wird, will es die
Vorlage erſt monatlich nachträglich zahlen

Herr Bürgermeiſter von Holly ſagt in der Vorlage: Jch halte
es für dringend wünſchenswert, daß Halle nicht im Rück-
ſtande bleibt. Wie aber unſere Ausführungen beweiſen, iſt
die Vorlage hinter den Beſtimmungen anderer Städte ganz er
heblich zurückgeblieben

Hoffentlich erfährt ſie noch eine entſprechende Verbeſſerung
und entſchließt ſich das Stadveroryneten-Kollegium mindeſtens
das zu ſchaffen, was man in Berlin uſw. bereits den ſtädtiſchen
Arbeitern gewährt hat.

Anderſeits wäre es aber notwendig, daß die intereſſierten
hieſigen ſtädtiſchen Arbeiter ſich ſelber aufrafſen, zu der VorlageStellung nehmen und ſich eine ſtarke gewerkſ aſuide Organi

ſation ſchaffen, um ihren Wünſchen auch den nötigen Nachdruck
verleihen zu können.

Lokales und Provingielles.
Halle, I. Oktober.

Die geſtrige Stadtverorduetenfitzung
hatte eine zwar kurze, aber inhaltreiche Tagesordnung zu er
ledigen. Einige, von unſeren Genoſſen ſchon vor acht Tagen
geſtellte Anträge kamen zur Beratung und füllten den größtenTeit der Sihung aus. Die erſte Anfrage galt der zur Denk-

malbeinweihung verbrauchten Summe. Schon geſtern



nachmittag waren die bürgerlichen Blätter durch eine entſpre
chende Notiz von der Höhe des Betrages in Kenntnis geſetzt
worden, welcher von den 70000 Mark genommen war. Herr
Oberbürgermeiſter Staude erklärte geſtern ausnahmsweiſe die
Anfrage unſerer Genoſſen für berechtigt. Man erfuhr von ihm,
daß uns die Denkmalseinweihung 13850 Mk. gekoſtet hat, ein
verhältnismäßig minimaler Betrag, aber immerhin beſſer ange
bracht zu anderen Zwecken. Aufſehen erregte ſeine Mitteilung,
daß die übrig gebliebene Summe bereits wieder zur Dispoſition
geſtellt ſei. Ob zu dem verſprochenen Kaiſerbeſuch, darüber ließ ſich
Herr Staude nicht aus. Er erklärte nur betrübten Herzens,
daß man es ſorgenvoll aufgenommen habe, daß der Kaiſer nicht
gekommen ſei. Wenn die Halleſche Bevölkerung keine größeren
Sorgen hat, dann ſteht es um ihr Wohlbefinden nicht zum
ſchlechteſten. Von einer Verwendung der 56000 Mark etwa zu
Wohnungszwecken oder zur Linderung der Arbeitsloſigkeit im
Winter wollte man nichts wiſſen. Eine dahingehende Be
merkung unſeres Gen. Albrecht nahm die Mehrheit mit Murren
und Lachen auf. Von einer Beſprechung der ſozialdemokra-
tiſchen Jnterpellation ſah man, wie in den meiſten Fällen, ab.
Mit dieſem bequemen Mittel hält man ſich die unbequemen
ſozialdemokratiſchen Störenfriede vom Halſe.

Ein Antrag unſerer Genoſſen betraf alsdann die Erhöhung
der Entſchädigung für die Gewerbegerichtsbei-
ſitzer von 3 auf 4 Mk. Nicht einmal die Koſten für dieſe
kleine Erhöhung wollte man tragen und unſer Magiſtrat iſt auf
ein ſchlaues Manöver verfallen, um dem Antrag unſerer Ge-
noſſen ein ſicheres Begräbnis bereiten zu können. Die
Sitzungen ſollen nachmittags abgehalten werden. Was wird
die Folge ſein Die Beiſitzer werden mitunter bis in den
Abend hinein ſitzen und die wenige freie Zeit, die ihnen außer-
halb ihrer Berufsthätigkeit zur Verfügung ſteht, auch noch da
für opfern müſſen. Das geniert jedoch unſern Magiſtrat nicht;
für Gewerbegerichtsbeiſitzer hat er keine 150 Mark übrig. Merk-
würdig nur, daß er dieſe Knauſerigkeit niemals anwendet,
r ſich um Repräſentationszwecke oder ähnliche Dinge
handelt.

Schließlich interpellierten unſere Genoſſen den Magiſtrat noch
über das Erbbaurecht bezw. welche Fortſchritte die Be
ſSaffung von Wohnungen auf Grund des Erbbaurechts gemacht
habe. Und da zeigte es ſich allerdings, daß die mit ſo großem
Tamtam hinausgeſchriene „Abhilfe der Wohnungsnot“ arg ins
Stocken geraten iſt. Weder ſind die entſprechenden Pläne ge-
macht, noch ſonſtige Vorarbeiten für die baldige Jnangriffnahme
der Bauten vollzogen werden. Wenn die Wohnungsnot
dadurch gehoben werden ſoll, dann darf man ſich das Warten
nicht verdrießen laſſen. Man gewann bei der Erklärung des
Herrn Schnackenburg den Eindruck, als wäre es dem Magiſtrat
ſeiner Zeit nur darum zu thun geweſen, die Genehmigung
zur Anwendung des Erbbaurechts in der Taſche zu haben,
um ſtändig darauf verweiſen zu können, daß die Stadtverwal-
tung ja die Jnitiative in der Wohnungsfrage ergriffen habe.
Die Ausführung der Bauten habe Zeit. Deshalb war auch
Herr Schnackenburg etwas verblüfft, als er vom Genoſſen
Albrecht darauf aufmerkſam gemacht wurde, daß auf den
Bauſtellen noch luſtig Kartoffelernte gehalten werde.

Beim Punkte 7, die Einwände gegen die Liſte zur
Stadtverordnetenwahl, wurde die Erörterung zwiſchen
dem Referenten der betr. Kommiſſion und unſeren Genoſſen
in der Hauptſache n die Begriffsfeſtſtellung konzentriert, welche
Unterſtützung aus ſtädtiſchen Mitteln den Verluſt des Wahl
rechts zur Folge habe. In einem Schreiben an den 3. kom
munalen Bezirksverein hat der Magiſtrat erklärt:

„Als Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln im Sinne
des 8 5 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 ſind ſämt-
liche von der Armen Verwaltung gewährte Unterſtützungenan Geld und Naturalien anzuſehen. u letteren gehören
auch die von den Armenpflegern an Bedürftige verabfolgten
Brot und Kohlenanweiſungen.“

Darnach iſt der Rechtlosmachung der Unterſtützungsempfänger
faſt keine Grenze gezogen. Vernünftigerweiſe ſtellte ſich dieKommiſſion nicht auf den reaktionären Standpunkt des Magi-

ſtrats, ſondern ließ durch ihren Referenten ausdrücklich er
klären, daß Bezüge aus Stiftungen und die Verab-
reichung von warmem Frühſtück an bedürftige
Schulkinder die Entziehung des Wahlrechts zur Stadt-
verordnetenwahl nicht zur Folge habe. Man ſollte meinen,daß das ſelbſtverſtändlich ſei, wer aber unſeren Magiſtrat
kennt, der weiß, daß die ſelbſtverſtändlichſten Dinge bei ihm
faſt immer reaktionäre Tendenz bekommen. „Der Kerl, der
nichts iſt und nichts hat, braucht auch kein Wahlrecht.“ Das
iſt der Grundton des Kommunalwahlrechts und auch unſeres
Magiſtrats.

Herr Staude als berühmter Mann.
Die Kommunale Praxis erwähnt in ihrer neueſten Nummer

den Ausſpruch des Oberbürgermeiſters Staude bei Beratung
der ſozialdemokratiſchen Anträge auf Aufhebung der Streik-
klauſel uſw. Herr Staude erklärte damals: „Es wäre himmel-
ſchreiend, wenn die Anträge gutgeheißen würden.“ Die Kom-
munale Praxis bemerkt dazu: „Der Oberbürgermeiſter Stande
wird durch ſolche Ausſprüche bald ein berühmter Mann wer-

Jn ſeiner Art hat Herr Staude bereits jetzt ein ge-
ſes Maß von Berühmtheit erlangt, und es iſt wenig höflich

von der Kommun. Praxis, ihm das abzuſtreiten.

Von

Zur Gewerbegerichtswahl.
Das im Volksblatt geſtern bekannt gegebene Ergebnis der

Gewerbegerichtswahl könnte die Meinung aufkommen laſſen,
bei Wahl der Arbeiterbeiſitzer habe eine beträchtliche Stimmen-
zerſplitterung gegen den Willen des Gewerkſchaftskartells, von
dem die Kandidaten diesmal aufgeſtellt waren, ſtattgefunden.
Dem iſt, wie uns vom Vorſtand des Gewerkſchaftskartells mit-
geteilt wird, nicht ſo. Nach Beſchluß der öffentlichen Gewerk-
ſchaftsverſammlung am 12. September ſind vielmehr neben der
Liſte mit den 19 von der Verſammlung anerkannten Kandidaten
noch 274 Liſten verausgabt worden, auf denen die letzten ſechs
Namen der Hauptliſte durch andere erſetzt waren. Dieſe Maß-
regel wurde ergriffen, um für den Fall gerüſtet zu ſein, daß
der eine oder der andere der gewählten Beiſitzer ſein Amt nicht
antreten könne. Addiert man die 274 für die ſechs Erſatz
kandidaten abgegebenen Stimmen zu den 2655 Stimmen, die
auf die ſechs letzten Kandidaten der Hauptliſte abgegeben worden
ſind, ſo ergeben ſich 2939 Stimmen, alſo die Zahl der über
haupt abgegebenen Stimmzettel. Die Liſte des Gewerkſchafts-
kartells iſt ſomit faſt Sginwig und unverändert abgegeben
worden. Nur dem Kandidaten der BuchdruckerGewerkſchaft,
dem Genoſſen Büttner, fehlen 38 Stimmen. Vermutlich haben
ſo viele Verbandsbuchdrucker Büttners Namen geſtrichen doch
nur zehn derſelben haben an ſeiner Stelle den als Erſatzkandi
daten mit aufgeſtellten Genoſſen Kreſſe gewählt, ſo daß dieſer
nicht bloß 274 Stimmen erhalten hat, wie die anderen Erſatz
kandidaten, ſondern 284. gen von dieſem einen Falle
differieren die Stimmen nur auf 7 der 2939 Stimmliſten, und

nd zwei Stimmen in je einem Falle und umſie en tn nen Falle. Treten bei 2940 abgegebenen
vier Stimmen im d

Stimmliſten nur ſo verſchwindende Unterſchiede zu Tage, ſo iſt
das ein Beweis größter Einmütigkeit, die allerdings bei unſeren
Wahlen als ſelbſtverſtändlich muß vorausgeſetzt werden können.

Ueber die Gefahren des Zolltarifentwurfes ſpricht
in „liberalen Wählerverſammlungen“ der Reichstagsabgeordnete
Rektor Kopſch Berlin. Heute, Dienstag, findet eine Verſamm-
lung in den Kaiſerſälen, morgen in Könnern im Schützenhaus
ſtatt. Wir begreifen nicht, warum die hieſigen Liberalen die
Proteſtverſammlungen gegen den Brotwucher in „liberale Wähler
verſammlungen“ umwandeln. Sie hätten alle Veranlaſſung,
der Proteſtbewegung keine Schranken zu ſetzen und jeden will-
kommen zu heißen, der ſich gegen den Brotwucher erklärt.

B. Erhängt vorgefunden wurde am Sonntag im hieſigen
Gerichtsgefängnis der Arbeiter Franke von hier. Jedenfalls
dürfte Furcht vor der zu erwartenden Strafe die Urſache ſein.

B eſtohlene Bücher. Bet einer hieſigen Familie hatte
fich vor einiger Zeit ein junger Mann, nach eigener Angabe ein
eStudierender“, eingemietet. Jn den letzten Tagen iſt nun
dieſer angebliche „Jünger der Wiſſenſchaft verſchwunden und
mit ihm ein Teil teurer Bücher, welche er in einer hieſigen
Buchhandlung auch ſchon teils verkauft hat.

Einen kleinen Straſzenauflanf vor der Polizeiwache am
Marktplatz veranlaßte geſtern abend in der achten Stunde ein
ſchreiender, kaum im ſchulpflichtigen Alter ſtehender Knabe.
Von den Umſtehenden wurde erzählt, daß ein Mann, der als
Lehrer erkannt worden ſei, mehrere Kinder in der Nähe des
Schlammes geſchlagen habe. Der angebliche Lehrer war von
einem Schutzmann nach der Wache ſiſtiert worden.

Auszeichnung. Auf der internationalen Ausſtellung für
Feuerſchutz und Feuerrettungsweſen in Berlin wurde den von
der Singer Ko. Nähmaſchinen Aktien- Geſellſchaft ausgeſtellten
Maſchinen der höchſte Preis, die vom Miniſterium des Jnnern
geſtiftete goldene Medaille, zuerkannt.

Stadt Theater. Viel Lärm um nichts, das r
Luſtſpiel Shakeſpeares, geht als 2. Vorſtellung des Zyklus am
Mittwoch in Szene. Der Darſtellung iſt die erfolgreiche Be-
arbeitung Holteys zu Grunde gelegt, welche ſich bis heutigen
Tages als die praktiſchſte Bühneneinrichtung erwieſen hat. Ohne
der Dichtung irgendwie Gewalt anzuthun, iſt der wenig wechſelnde
Schauplatz vermieden und nur ein dreimaliger Szenenwechſel
erforderlich. Die Vorſtellung findet außer Farben- Abonnement
ſtatt, doch haben ſämtliche Beamtenkarten Giltigkeit. Für
ſeg iſt die komiſche Oper Zar und Zimmermann an-
geſetzt.

Welt-Panorama (Große Ulrichſtraße 6h). Für ein
billiges Geld bietet das Panorama in dieſer Woche Gelegen-
heit, eine Reiſe per Dampfſchiff auf der Elbe von Dresden
bis Außig zu machen nachdem man vom Hauptbahnhof
aus eine kleine Wanderung durch die Stadt bis zu einer der
Dampferſtationen gemacht. Wenn man auf dem Deck eines
der großen Raddampfer Platz genommen, hat man den Ge-
nuß, in angenehm ruhiger Fahrt die herrlichen Uferpartien des
Elbſtromes an ſeinem Auge vorüberziehen zu ſehen. Voſchwitz,
Pillnitz, Pirna, Wehlen, die Baſtei, der Lilienſtein, der König-
ſtein, der Roſenkamm, Tetſchen u. ſ. w., alles, was die Elbufer
Jntereſſantes bieten, iſt den Teilnehmern an dieſer Fahrt ge-
boten für nur 25 reſp. 20 Pfg. BHilliger kann füglich eine
Waſſerfahrt durch die Sächſiſche Schweiz nicht ge-
macht werden. Nächfte Woche die Nordſee (Wilhelms-
haven, Jever, Borkum, Norderney, Langeroog c.).
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BWezirkstag
für den Regierungsbezirk Merſeburg.

Der unterzeichnete Vertrauensmann der ſozialdemokratiſchen
Partei für den Regierungsbezirk Merſeburg beruft hiermit den
diesjährigen Bezirkstag auf

Sonntag, den 6. Oktober, vormittags II Uhr
nach Halle ein. Als vorläuſige Tagesordnung habe ich feſt-
geſetzt:

1. Bericht der BezirksAgitations- Kommiſſion.
2. Feſtſetzung der künftigen Befugniſſe derſelben.

3. Unſere Preſſe und wie ſichern wir derſelben eine größere
Verbreitung.

4. Die einheitliche Geſtaltung der Agitation.
5. Die bevorſtehenden Kommunalwahlen.

6. Die Landtagswahlen.
7. Der praktiſche Vertrieb des Volkskalenders.
8. Anträge.

Die Vertrauensleute der einzelnen Wahlkreiſe werden darauf
aufmerkſam gemacht, daß Anträge, welche auf dem Bezirkstage
zur Verhandlung kommen ſollen, ſchon jetzt bei mir eingereicht
werden können.

Das Tagungslokal wird noch bekannt gegeben
Einer zahlreichen Beſchickung des Bezirkstages ſieht entgegen

Das Agitationskomitee:
J. A.: Karl Reiwand, Göbenſtraße 23.

o. Zeitz. Sie hat ausgelitten, nämlich die Provinzial-
Zeitung wie wir das ſchon vor einigen Wochen andeuteten.
Am Sonnabend bringt ſie in ihrer letzten Nummer einen Wehe-
ruf, in dem ſie ſich beklagt, daß ſie ſeit 28 Jahren Treue zuKaiſer und Reich, zu Thron und Altar gepredigt habe, daß ſie

aber trotzdem mehr und mehr herabgeſunken ſei. Dazu ſei noch
gekommen, daß früher einmal einer ihrer Redakteure ſich durch
ſeine freie Schreibweiſe die Gunſt der Behörden e. verſcherzt
habe. Ferner haben die ſcharfen politiſchen Gegenſätze in Zeitz
ihre Entwickelung verhindert.

Daß die Provinzial- Zeitung eingehen mußte, das war jedem
klar, der den geringen Abonnentenſtand wußte. Wandlungen
hat die Provinzial- Zeitung genug durchgemacht, um ſich über
Waſſer zu halten es hat aber alles nichts genutzt. Noch vor
einigen Jahren verſchrieb ſie ſich dem Antiſemitismus in die
Arme und haoffte dadurch namentlich der Sozialdemokratie
Leſer abzugewinnen es gelang ihr nicht. Der Antiſemitis-
mus ging pleite, ihm iſt jetzt ſein Organ nachgefolgt. Be
achtenswert allerdings nicht für uns, die wir die Verhält-
niſſe kennen iſt die Bemerkung der Provinzial Zeitung, daß

durch freie Schreibweiſe ſich die Gunſt der Behörden ver-

er

cherzte. Vielleicht ſoll das gleich ein Stich für die noch be-
tehenden 3 Zeitungen ſein daß ſie ſich nur des Wohl
wollens der Behörden erfreuen, weil ſie immer hübſch ſanft und
folgſam waren. Wenn die Arbeiterſchaft ſich erſt vollſtändig
ihrer Klaſſenlage bewußt geworden iſt und dann entſprechend
andelt, dann wird wohl noch manches Blatt der Provinzial-n nachfolgen. Leider wiſſen heute noch ſehr viele Arbeiter

nicht, was ſie zu thun und zu laſſen haben.
o. Zeitz. Bahn unfall. Am Sonnabend vormittag

wurde auf der Straße nach Grang bei der Grube Hermann
ein Wagen von dem Kamburger Zuge angefalren und zer-
trümmert. Der Kutſcher und Sie Pferde kamen glücklich da-
von. Wundern muß man ſich, daß an dieſem ars dergenug befahren und begangen wird keine Schranken ange

bracht ſind, vielleicht ſieht das auch erſt, wenn noch
ſchwereres Unglück vorgekommen iſt.

A Wildſchütz b. Deuben. Auf der Grube Hedwig
wurde dem Arbeiter Kretſchy, der auf dem Förderturm
beſchäftigt iſt, beim Fortziehen der Wagen ein Finger ab-
gequetſcht.

r. Streckau. Der hieſige Gaſthof Glück auf iſt
von Herrn Gaſtwirt Franz Zauſch aus Oſterfeld käuflich er
worben worden. Der Gaſthof koſtete 44000 Mark.

k. Theißen. Auf der Grube Kamerad kamen
zwei Bergleute in Schlägerei, wobei der eine derartige Ver
letzungen erlitt, daß er nach dem Bergmannstroſt in Halle
geſchafft werden mußte. Es iſt ſehr bedauerlich, daß
Arbeiter ſich zu ſolchen Roheiten hinreißen laſſen. Sie hätten
gerade Grund genug, unter ſich einig zu e denn dieGegner benutzen nur die Uneinigkeit ber Arbeiter zu deren
größerer Ausbeutung.

Naumburg. Der Gendarmenmord in Querfurt.
Der ſeit längerer Zeit hier in Haft befindliche Arbeiter
Holſchke, der verdächtig iſt, den penſionierten Gendarmen
Vopel in Querfurt ermordet zu haben, ſoll nach Mit-
teilung des Querfurter Kreisblattes am Freitag jenen Mord
eingeſtanden haben.

Heiligenftadt. Eine große Feuersbrunſt wütete
am Sonntag hier. Bis abends waren fünfzehn Gebäude
g. in denen meiſt arme Leute wohnten. Das Elend
iſt groß.chkölen. Ein glänzender Bankerott iſt der
des hieſigen Etuifabrikanten Zipfel. Die Schulden betragen
44000 Mark, das Vermögen aber nur 486 Mark. Da nur
418 Mark Schulden Anrecht auf volle Befriedigung haben,
und auch noch Gerichtskoſten zu bezahlen ſind, ſo bleibt für die
ſonſtigen Gläubiger gar nichts übrig.

l. Wittenberg. Wegen Unterſchlagung iſt am 6. Juni
von der hieſigen Strafkammer der Konditor Hermann Hinte
zu Strafe verurteilt worden. Jn ſeiner Reviſion beſchwerte
er ſich darüber, daß keine Vorunterſuchung ſtattgefunden hat
und daß ihm eine Ladung zur e nicht zugeſtellt
worden iſt. Da der Angeklagte ſ. Z. keinen Antrag auf Er
öffnung einer Vorunterſuchung geſtellt und in der Hauptver-
handlung die Nichtinnehaltung der Friſt für die Hauptverhand-
lung nicht gerügt hatte, ſo lag jetzt für ihn kein Grund zur
Beſchwerde vor; das Reichsgericht erkannte deshalb auf Ver-
werfung der Reviſion.

Thale a. H. Attentat auf einen Gemeindevor-
ſteher. Ein Halbinvalide Namens Otto Bitzmann gab am
Sonnabend nachmittag auf den hieſigen Gemeindevorſteher
Siebert in der Hubertusſtraße vier Revolverſchüſſe ab, denen
der Schwerverletzte, als man ihn nach Halberſtadt bringen
wollte, in Wegeleben erlag. Bitzmann wurde am Sonntag
früh in Blankenburg verhaftet. Er war wegen hochgradiger
Nervoſität aus dem Militärdienſt entlaſſen worden und gilt
als geiſtig nicht normal. Nachdem er einige Zeit als Nacht-
wachtmann hier angeſtellt war, mußte er wegen Vernachläſſigung
ſeines Dienſtes entlaſſen werden ſeinen wiederholten Geſuchen
um r Beſchäftigung im Gemeindedienſt konnte man
nicht Folge geben
bedrohte er dieſen und äußerte wiederholt, daß er ſich an ihm
rächen werde. Nachdem er reichlich Schnaps zu ſich genommen,führte er nun am Sonnabend nachmittag ſeinen Anſchlag aus.

W Querfurt. Die Kartoffelernte, welche jetzt im
vollen Gange iſt, liefert dieſes Jahr einen ſo reichen Ertrag,
wie ſonſt ſelten. Auch qualitativ iſt die Kartoffel ſehr gut ge
raten. Der Preis für Speiſekartoffeln iſt binnen einer Woche
von M. 2. auf M. 1.65 geſunken, Futterkartoffeln werden
mit M. --80 offeriert.

O Querfurt. Arbeiter riſiko. Der bei dem hieſigen
Kohlenhändler E. L. Schmidt beſchäftigte Geſchirrführer Eiſen
ſchmidt verunglückte auf ſchwere Art. Dem bedauernswerten
Manne wurde von der Deichſel ſeines Geſchirres der Bruſt-
korb eingedrückt. Ob der Mann von ſeinem Lohne, 15 Mark
pro Woche, Erſparniſſe gemacht hat, damit ſeine Familie jetzt
nicht Not leidet, iſt mehr als fraglich.

Kleine Drovinzial-Rachrichten.
Der Bahnwärter Rothe in Libehna wurde von einer

Lokomotive überfahren und ſchrecklich zugerichtet. Er hatte einen
Bruch des Schädels, eine Zerreißung der Lungen ſowie Brüche
der Arme und der Beine erlitten. Trotzdem kam er noch lebend
in der Halleſchen Klinik an, wo er in der folgenden Nacht
ſtarb. Beim Kartoffeleinfahren ſiel in Klepzig der 4jährige
Arbeitersſohn Bergmann aus der Schoßkelle des Wagens und
wurde überfahren. Die Räder gingen ihm über den Unterleib
und die Oberſchenkel. Bei einer Schlägerei in Halberſtadt
wurde der Arbeiter Thelock von einem anderen Arbeiter totge-
ſtochen. Erhängt hat ſich in Burgörner-Neudorf der
58 jährige Schloſſer Drehmann. Verhaftet und dem Delitz-
ſcher Amtsgericht zugeführt wurde der 21jährige Gutsbeſitzers-
ſohn Th. aus Seelhauſen, gegen welchen der begründete Ver-
dacht vorliegt, mit ſeiner eigenen etwas jüngeren Schweſter in
geſchlechtlichem Verkehr geſtanden zu haben. Das verbrecheriſche
Thun der beiden iſt nicht ohne Folgen geblieben; die verſuchte
Beſeitigung dieſer Folgen führte zur Entdeckung. Jn
Schkortleben iſt die Leiche eines unbekannten Mannes aus
der Saale gezogen worden.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle, 30. September.
Kindesmord. Als Angeklagte wurde heute aus der Unter-

ſuchungshaft vorgeführt die bisher unbeſtraſte 20 jährige Dienſt-
magd Bertha Martha Mathey aus Wolfen. Die Anklage
legt ihr zur Laſt, in der Nacht vom 7. zum 8. September d. J.
in Greppin als Mutter ihr eigenes Kind Leich in oder nach
der Geburt vorſätzlich getötet zu haben. Die Angeklagte er-
freut ſich eines guten Leumundes. Sie hatte mit einem Ar-
beiter, der ſie auch heiraten wollte, ein Verhältnis, das nicht
ohne Folgen geblieben. Jetzt nach der That hat ſich aber ihrGeliebter von ihr zurückgezogen und es abgelehnt, ſie zu hei-

raten. Bei der Geburt will die Angeklagte nicht gemerkt haben,
daß das Kind lebte. Es wurde in einen Landgraben geworfen
und dort im Waſſer eingewickelt vorgefunden. Der geladene
Sachverſtändige bekundet, daß das Kind geatmet und gelebt
habe und der Tod durch Erſtickung eingetreten ſei. Die Ange-
klagte bereute ihre That. Die Verhandlung entzog ſich wegen
Sittengefährdung der Oeffentlichkeit und führte zu dem Ergebnis,
daß die Aen wegen Kindesmordes unter Zubilligung
mildernder Umſtände zu 2 Jahren und 6 Monaten Gefängnis
verurteilt wurde.

Strafkammer.Wegen verſuchter Erprefſung war der Schmied Eduard
Dömel aus Bitterfeld angeklagt. Er hatte ſich Anfang Maid. J, in Bitterfeld von dem Sändler Komplotzky ein Paar
Stiefel, 11 Mk. wert, gekauft, dieſelben nicht bezahlt und dann,
als K. ihn in anſtändiger Weiſe mahnte, demſelben mit einer
Anzeige wegen Gewerbevergehens gedroht. Er ſandte den
Mahnbrief zurück und bemerkte, daß aus demſelben „kein
Schwein“ geh werde. Er ſpielte auch noch den Gekränkten,
fühlte ſich beleidigt und wies darauf hin, daß die Sache gegen
K. ein gerichtliches Nachſpiel haben werde. Später hat er die
Stiefel allerdings bezahlt. Seine Entſchuldigung geht dahin,
die Drohung nur ausgeſtoßen zu haben, um eine Friſt zum
Zahlen zu bekommen. Während der Staatsanwalt 14 Tage
Gefängnis beantragte, erkannte das Gericht aber auf 8 Tage
ſolcher Strafe.

Unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt
egen den r noch 5 en ken Pferdeknecht Ottoeine aus Cupſal bei Delitzſch. Er hatte im Sommer d. J.

Jn blindem Haß auf den r



W. eeekede an einem Arten Radcken 8 ein Sitten

ntat ve ind wurde nach ellung derlichkeit zu Monaten Gefängnis verurteilt.
rworfen wurde die Berufung des Bergarbeiters Karl

Keſſe aus Eisleben, mehrfach vorbeſtraft. Er iſt vom dortigen
Schöffengericht wegen Unfugs zu einer Woche Haft und wegen
Beleidigung und Widerſtandes zu zwei Monaten Gefängnis
verurteilt worden, weil er am 9. April d. J. auf mehreren
Straßen mit ſeinem Bruder Skandal gemacht und ſich dem ihn
zur Ruhe mahnenden Beamten gegenüber ungebührlich benom-
men hatte. Auf dem Wege nach der Wache leiſtete er Wider-
ſtand und auf der Wache packte er einen Beamten an die Kehle.
Sein vor erſter Jnſtanz mitangeklagt geweſener Bruder hatte
keine Berufung eingelegt.Freigeſprochen von der Anklage der
der frühere Bahnwärter Viktor Kirchner,
gericht in T Delitzſch zu 3 Tagen Gefängnis verurteilt worden
iſt. Er ſollte gelegentlich einer gegen ihn ſtattgehaben Ver-
ine geſagt haben, der Poliziſt B uielitzſ ſch habe unter dem

ide nicht die Wahrheit geſagt. Die Freiſprechung erfolgte,
weil der Strafantrag nicht rechtzeitig geſtellt worden war.

Aus dem Reiche.
Gelſenkirchen. Ty ph u Se pid emie. Jn ihrer Montags

nummer teilt die Gelſenkirchener Ztg. mit: Jnnerhalb der letzten
36 Stunden haben ſich die Typhusfälle um 200 geſteigert, wo
von die meiſten auf Gelſenkirchen und Schalke entfallen. DasGeneralkommando des 7 Armeekorps zu Münſter ſtellte 270
Betten und 100 Bettſt ellen zur Verfügung. Die Desinfektiondes Leitungswaſſers hat am Sonntag ſta tkgefun den.

Jn Odenkirchen bei Rheydt ſind mehrere Typhusfälle
feſtgeſtellt worden. Ein Typhuskranker iſt bereits geſtorben.
Zwei Brunnen ſind geſchloſſen worden. Das Waſſer wird
unterſucht.

Merſcheid (bei Trier).
Der junge Förſter Lachmuth iſt, n

Beleidigung wurde
der vom Schöffen

Gattenmord Forſthauſe.
achdem er ſein Abendbrot ge-

im

geſſen, bald darauf unter ſchrecklichen Schmerzen verſchieden.Unter dem Verdacht des Gattenmordes dem Abendeſſen
war Arſenik beigemiſcht wurde alsbald die I8 jährige Ehefrau des Verſchiedenen verhaftet und in das
nis gebracht. Die erſt ſeit 6 Wochen verheiratete, aus Schleſien
ſtammende junge Ehefrau hatte nur widerſtrebend in die Ehe
gewilligt und folgte ihrem Manne nur mit dem größten Wider-
willen in das einſame Gebirgsdorf. Die kurze Fhe war dennauch von Anfang an eine ſehr unglückliche. Die Verhaftete
leugnet das ſchwere Verbrechen.

Poſen. Von der ruſſiſchen Grenze. Nach einemPrivattelegramm der Poſt verletzten ruſſiſche Schmuggler, die
eine zu pflaſternde geſperrte Straße benutzten, den Steinmetz
meiſter Mohl und den Gendarmen Br avezy, die ihnen die
Weiterfahrt verboten, bei dem Dorf Woniſcher vitz durch Hiebe
mit Wagenrunge n lebensgefährlich. Der Gendarm, der be
ſinnungslos war, wurde von Schmuggleri i beim Gemeindevor-
ſteher der ruſſiſchen Grenzſtadt Choez abgeliefert und konnte
erſt am folgende u N dachmitte g nach Hauſe geſchafft werden. Die
gerichtliche Unterſi ich ing iſt laut Poſ. Tagebl. eingeleitet.

Nürnberg. Mord und S elbſtm ord. Am Montag wur-
x die Proſtituierte Anna Stephan und deren Zuhälter, Ar-

iter Käſer, mit durchſchnittenem Halſe tot aufgefunden. Es
ſcheint Mord und Selbſt nord vorzuliegen.

Vermiſchtes.
Eine Keſſelexploſion auf einem franzöſiſchen Tor-

pedoboote meldet Wolffs Bureau aus Algier. 5 Matroſen
wurden ſchwer verletzt. Einer derſelben iſt geſtorben, der Zu-
ſtand der anderen iſt hoffnungslos.Epidemien in London. Der Poſt wird gemeldet: Der
Ausbruch der Pocken greift weiter um ſich. Bis geſtern abend
waren 182 Wälle in hieſigen Krankenhänuſern feſtgeſtellt. Schar-
lach und Dip htherie breiten ſich gleichfalls in beſorgnis-
erregender Weiſe aus. 4836 mit dieſen Krankheiten behaftete
Perſonen liegen in den Spitälern.

Leichenſchändung. Jn dem Dorfe Muy bei Toulon
Frankreich iſt ein Mann verhaftet worden, der ſeit einigen
Tagen auf dem Kirchhof Gräber öffnete und die L Zeichen ſchän

Tr ierer Gefäng-

W da ehe e r eder kün Writ t
weni W als acht Leichen geſtohlen und geſchändet. Die Erregungder Bevölkerung iſt ungeheuer, es gelang den Hendarmen nur
mit Mühe, den Unhold vor der Volkswut zu ſchützen.

Die Peſt in Neapel.
Es liegt folgende neue Meldung der Agenzia Stefani vor:

Der allgemeine Zuſtand der Erkrankten und Jnternierten im
Lazarett von Niſida iſt fortgeſetzt gut. Der Vater eines der
Geſtorbenen befindet ſich im Lazarett in Beobachtung, weil ſich
bei ihm am Sonntag verdächtige Anzeichen bemerkbar machten.
Jn der Stadt Neapel wurden zwei verdächtige Fälle zur An-
zeige gebracht die herbeigerufenen Aerzte ſtellten feſt, daß keineverdächtige Anſteckung vorliege trotzdem wurden die Betreffen-

den iſoliert. Ferner ſtarb ein Arbeiter aus dem Freihafen,
welcher ſeit 14 Tagen erkrankt war. Obwohl keine verdächtigen
Erſcheinungen feſtgeſtellt werden konnten, wurde die Leiche
dennoch als peſtverdächtig behandelt und unter Beobachtung
großer Vorſichtsmaßregeln beſtattet. Das Sterbehaus wurde
iſoliert. Jm übrigen werden fortgeſetzt energiſche Maßregeln
in geſundheitlicher Beziehung getroffen.

Von einem neuen Seuchenherd wird berichtet, und zwar aus
Rio de Janeiro. Dort iſt das Auftreten der Peſt amtlich
feſtgeſtellt. Alle Maßnahmen ſind ſeitens der Regierung e-
troffen, um die Seuche bald zum Erlöſchen zu bringen.

Letzte Nachrichten.
Oktober. Der ſeitherige Kommandant des Kreu-

zers „Gazelle“, Korvettenkapitän Neitzke, iſt von ſeinem neuen
Kommando des Kreuzers „Amazone“ bezw. „Meduſa“ ent-
hoben und zur Verfügung des Chefs der Oſtſeeſtation geſtellt
worden. Neitzke erhielt 6 Wochen Urlaub innerhalb
der Grenzen des Deutſchen Reichs.

Newyork, 1. Oktober. Jn San Franzisko kam es bei dem
Schiffsverladerſtreik zu blutigen Kämpfen zwiſchen Gewerk-
ſchaftlern und Streikbrechern, wobei es mehrere Tote gab.
5 Hilfspoliziſten wurden am Sonntag von 200 Bewaffneten
angegriffen. Jn den Straßen entſpann ſich eine reguläre
Schlacht, wobei 1 Mann getötet, 7 ſchwer verwundet wur-
den.

Hamburg, 1. Oktober. Jm Berliner Zug wurde der frü-
here Rittmeiſter und ſpätere Reitlehrer v. Grombeck aus
Leipzig vergiftet und erſchoſſen aufgefunden. Der Selbſt-
mord wurde wegen begangener Unterſchlagung ausgeführt.

Kapftadt, 1. Oktober. Der engliſche T Dampfer „Grenoble“,iach hierher unterwegs, iſt durch eine Feue rsbrunſt zer-
ſtört worden. Die Mannſchaft kämpfte 4 Tage lang gegen
den Brand und beſtieg erſt die Boote, nachdem die Kommando-
brücke durch eine Exploſion in die Luft geflogen war.

Paris 1. Oktober. Die Generale Lebell Dionne undLavenve, Mitglieder des Rates der Ehrenlegion, haben dem
Großkanzler, General Florentin, ihre Demiſſion eingereicht.
Dieſelbe ſoll die Folge der Amtsentſetzung des Generals
Davouſt ſein.

Briefkaſten der Redaktion.
Dr. S. Für Zuſendung beſten Dank. Es wird davon bei

der nächſten paſſenden Gelegenheit Gebrauch gemacht werden.
Als mildernder Umſtand kommt nur die Thatſache in Betracht,
daß die Verhältniſſe in der Redaktion jenes Blattes mehr als
traurig ſind.

A. K. in Delitzſch. Sagen Sie jenem Dorſſchullehrer, daß
es einem Manne in ſeiner Stellung nicht anſteht, ſo un wiſ-
ſend zu ſein. Daß viele Lehrer ſich in bedauerlicher politiſcher
und ſozialer Rückſtändigkeit wohl fühlen, iſt leider eine That-
ſache, mit der man ſich abfinden muß. Aber immer wieder die

Kiel, 1.

ne a auf chuſtt tigen Sir Erwerb ugetzteſen wehr als du m
zumal wen ehauptung ausMunde ine Mannes fällt, deſſen e gang die Ergeh

ung der Kinder iſt.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, (Süd, Steinweg 2), 28. September.

Aufgeboten: Arbeiter Reichelt d da Mertens (Leipziger
ſtraße 93). Geſchirrführer Thriene und Marie Carius (Schiepzig
und Wörmlitzerſtraße 98). Schloſſer Adler und Klarg van Deel(Leſſingſtraße 26 und Kuhgaſſe 5). Stellmacher Jänſch und
Minna Baumeyer (Karzerplan 3 und Bäckergaſſe Dienſt-
knecht Weber gen. Müller und Anna Paatſch (Oberwünſch).
Eheſchlieſßzung Eiſendreher Perufsky und Klara Röhnſch
Thorſtraße 35 und Unterberg 5). Zimmermann Biereye undHelene Seiffert (Radewell und Dreyhauptſtra ze 7). Zuſchneider

Mackens und Anna Lödel Woherfels und Magdeburgerſtr. 59).
Modelltiſchler Schmidt und Marie Schleenvoigt (Schwetſchke
ſtraße 14 und Thorſtraße 26). Modelltiſchler Richter und Agnes
Pötſch (Graſeweg 7 und s 19). Modelltiſchler Keilhack
und Luiſe Hiller (Zeitz und Wartinſyaße 7). Former Schröderund Gertrud Reichert (Böllberg und Pfännerhöhe 47). Schloſſer
Schmidt und Lina Felix (Ludwig Wuchererſtraße 82 und Mühl-
gaſſe 8). Schuhmacher Fretzer und Eliſabeth Queitzſch (Ranniſche-
ſtraße 23 und Geiſtſtraße 5). Kammmacher Stiehler und Marie
Gäbler (Hirtenſtraße 4).

Geboren Gaſtwirt Kramer T. Sternſtraße H).Melde T. (Mittelwache 12). Arbeiter Geißler
Maurer Ballſchuh T. (Wörmlitzerſtraße 97. Kupferſchmied
Schweigart Streiberſtraße 30). Buchbinder Bienroth S.
Wolfſtraße Schneidermeiſter Haffke T (Mittelſtraße 5).
WMaſchinenmeſter Preſang S. (Bauhof 8). Werkmeiſter Hörn
lein T. Böllbergerweg 22).Geftorben: Schloſſers Krüger T. 1 Mon. Cilienſtraße 1).
Verſtorb. Arbeiters Weinert T., 9 J. (Klinil). Arbeiters Rauch-
haus S., 4 Mon. Forſterſtraße Arbeiters Stawitzke T.,
3 Wochen (Schmiedſtraße 23). Schuhmachermeiſter Hellwig.
79 J. (Siechenanſtalt).

Halle (Süd, Steinweg 2), 30. September.
Aufgeboten: Fonditor Kunert und Eliſe Brecht (Leipzig

und Glauchaerſtraße Arbeiter ärn und AnnaBeßler (Schützenſtraß e i und Unterplan 6). Kaufmann Nübel
und Hedwig Wolf (Magdeburg und Schmiedſtraße 29). Apo-
theker Frantz und Elsbeth Müller (Allſtedt und Marienſtraße 5).
Bildhauer Mädel und Wally Picht (Bruckdorferſtraße 9 und
Sang e 0). „Klempner Flemming und Gertrud Zeitzmannr Jngenieur Luzar und Alma Schurz (Halle und
Seivgi

Eheſchlieſzungen Chemiker Felber und Elfride Strauch
(Leopoldshall und Martinsberg 8). Jngenieur Horak und FridaMüller Meckelſtraße 29. beiter Pue und Marie Hahne
mann ThüringerſtraßeGeboren Former Memer T T. (Herrenſtraße 23). Arbeiter

Cielontko S Mansfelderſtraße 24). Arbeiter Schröck T. (Klinik).
Bar7 Wſchke (Merſeburgerſtraße 95). Kaufmann Taube

(Pfälzerſtraße 5). Schneider Hochſtein S. (Marthaſtraße 25)Wibaießer Der mann T. (Annenſtraße 3). Schloſſer Knöchel S
Steg S. Lithograph Schönheit T. (Huttenſtraße 2 h. Böttcher

Pöiſch (Klinik). Schmied Gebhardt S. Streiberſtraße 13).
Schneider Müller T Große Vrauhang ſtrafe 30). Schloſſer
Kerſten S. Taubenſtraße 28). Maurer Dräger S. (Spitze 13).
Lehrer Bogen T. (Wörmlitzerſtraße H.

Geſtorben: Rentner Otto, 68 J. Königſtraße 92). Zimmer-
mann Maye, 46 J. (Klinik). Dachdeckers Schnabel S., 1 Mon.(Schützenſtraße 22). Keſſelſchmieds Knoche S., totgeb. Glinit.

Reſtaurateurs Müller T., 2 Mon. (Grünſtraße 9). Bürſten
machers Meyer T T., 3 J. Kleine Ulrichſtraße 5). Bahnwärters
Holze S., 7. J. Kümnil Wagenlackierers Lindermann Ehefrau,
39 J. (Klinik). Tiſchlers Schaumlöffel S., 1 Mon. (Delitzſcher-ſtraße 79). Arbeters VNoack S., 2 J. riedrichſtraße 60).
Schmieds Große T., 4 J. (Graſeweg 8). Bergarbeiter Siedlewsky, 19 J. Glinik). Ktheter Ulbrich, 42J. Klinik). Martha

Rieſche, 18 J. (Klinik). Anna Tille, 19 J. (Pfännerhöhe 32).Arbeiter Franke, 52 J. (Kleine Steinſtraße 7). Bildhauers
Geipel T., 1 Mon. Huttenſtraße 2a).

A rbeiter
T. (Ludwigſtr. 12).

alte Lüge aufzuwärmen, Genoſſe Singer habe ſeine Arbeiter-dete. fan in ſeiner Weh ung die Leiche eines vierjährigen

un Wohnungs wechser?archnen
Möhbelstofſſe.

Gewerkschaftskartell Halle.

4 2Leppicehe.
r 2Liscehedecelcem

Freitag den 4. Oktober abends 9 Uhr im „Weißen Roſßz“
Geiftftraf:e 5

e Sitzung.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Kaufhaus

II. Maas
Halle a. S., Leipzigerstr. 87.

—DS

Geschäfts-Eröffnung.
Einem geehrten Publikum von Halle und Umgegend zur gefl. Nachricht, daß ich

Merseburgerstrasse IGI Beein Papier Geſchäft mit den Spezialitäten: t und Zeichenartikel eröffnet habe.
gute Waren zu billigen PreiſenTageserdan Kingänge. r Durch Einkauf bei bedeutendſten Firmen, bin ich in der Lage,2. Auskunfterteilung durch das Arbeiter-Sekretariat. abzugeben.

Erperimental- Vortrag von Beißw angerNürnberg. Bitte mich in meinem Unternehmen gütigſt zu unterſtützen.

4. Verlauf der Ger wahl. HochachtungsvollAera ber zarb rr e rgantſation Paul e e 161.6. Anträge und Mitteilungen.
r f er

Zoologischer
Entree 50 Pf.

wo en 2 Oh un Uhr

Delegierten wird erwartet.
S Der Vorſtand.
Garten. Halle.

Kinder 30 Pf.
Grosses Konzert.

TC we ein Soiientopi

riecht mancher Leinenschrank,
well äie Wäsche nicht mit

u

Reißzeuge

Federbüchſen

Schieferkaſten

Schiefertafeln,x Dr. Thompsons SeifenpulverWe e e u m n See m en u 2e Den z irre r mit dem 8CHWAN 77 3 3r e S e e h e neues Zigarren gewaschen ist. Damit wäre die Wäsche Schieferſtifte,
6 blendend welss und hätte einen frikchenh Meerſeburgerſtraße 161 Geruen- W Schieferſpitzer,Mon es OQber all S

daß ich Delitzſcherſtr. 10 ein 7Delſcatess- An ſicleſiawalon. öesehäſt

habe Jede Woche Schlachtefeſt.
S tte mich in meinem neuen Unternehm en freundlichſt

le Hochachtungsveu W el.n Sämtliche Parteiſchriften Soltsbuchhandlung
ntetle Die Voſtabuchhandlung, Ranniſcheſtraße Ranniſcheſtraſe

Druck der Halleſchen Gensſſenſchatts Buchhruck el (E. G. m, b. H Halle a. S.

ge hierdurch ergebenſt an,
iti Arrrr h Sie Hifl. Sirr
wämun ging unrAlbert Soh ulien burg

irre n Zigarenencyelheſdif

Federhalter,

Bleiſtifte,

Zirkelkaſten
empfiehlt billigſt

nte t ſtützen zu

r per Untervlan,

A. n e e i 4 n. A. Gr
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